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Das verewigte Defizit. 


Fritz Naphtali. / 


Das Reichskabinett hat nach langwierigen 
Beratungen eine Reihe vom Reichsfinanzminiſte⸗ 
rium, das der Reichskanzler Dr. Wirth mit⸗ 
verwaltet, ausgehender Steuerpläne der Oeffent⸗ 
lichkeit unterbreitet. 16 Geſetzentwürfe werden au! 
gekündigt. Zum Teil handelt es ſich dabei um 
längſt bekannte Dinge, wie die Erhöhung der 
Zuckerſteuer, die Erhöhung der Einnahmen aus 
dem Branntwein monopol, die Erhöhung einer 
Reihe von Zollſätzen und Verbrauchsſteuern, Dr 
Abänderung der Kohlenſteuer, das Renn⸗Wett 
geſetz, die Erhöhung der Kraftfahrzeugſteuer, neue 
Verſicherungsſteuern, eine Verdoppelung und Ab- 
änderung der Umſatzſteuer, die Erhöhung Der Er 
perſchaftsſteuer, die Umgeſtaltung der Börſen⸗ 
feuer uſw. Zum andern Teil werden neue 
Pläue vorgetragen, die ſogenannte Veredelung 
des Reichsnotopfers zu einer laufenden Bermo- 
gensſteuer unter Anpaſſung der Bewertungs- 
grundſätze an die Veränderung des Geldwertes, 
die Umwandlung der Beſitzſteuer und endlich eine 
einmalige Abgabe vom Vermögenszuwachs aus 
der Nachkriegszeit. 

Die Stellungnahme zu den einzelnen doe 
entwürfen wird erſt nach gründlicher en 
ihres Textes erfolgen können. Aber es hieße auch, 
ſich vom Weſentlichen zum Unweſeutlichen ur 
drängen laſſen, wenn man heute Einzelfragen 
dieſer Steuerpläne erörterte, anſtatt die Frage in 
den Vordergrund zu rücken: was bedeuten pie 
in ihrer Geſamtheit? 

Das Reichsfinauzminiſterium, 
ſonderen für dieje Steuerpläne vera 


1 Geſetz⸗ 


das im be⸗ 
ntwortlich 


zeichnet, ohne damit natürlich das Geſamtkabinett 
von der Verantwortung entlaſten zu können, darf 
für ſich in Anſpruch nehmen, daß es in der Nach⸗ 
kriegszeit unter wechſelnden Regierungen und 
unter wechſelnden Parteikonſtellationen eine ge⸗ 
wiſſe Kontinuität in der von ihm vertretenen 
Steuerpolitik aufrechterhalten hat. Dieſe Konti⸗ 
nuität kommt in zwei Dingen zum Ausdruck: 
erſteus, in der Unzulänglichkeit der Erträge jeder 
von ihm geplanten Finanzreform, zweitens, in 
dem ſtarren Feſthalten an überlieferten Steuer⸗ 
formen und Steuereinteilungen nach Begriffen, 
die aus der Vorkriegszeit ſtammen und unter 
heutigen Verhältniſſen notwendig verſagen müſſen. 
Dieſe Kontinuität der quantitativen 
und qualitativen Unzulänglid- 
keiten der Reichsfinanzpolitik zwingt dazu, dem 
ſtändig in den Vordergrund geſchobenen parteipo⸗ 
litiſchen Opportunismus den Kampf anzuſagen 
und auf eine grundſätzliche Auseinanderſetzung 
über die Notwendigkeiten der Finanzpolitik im 
Deutſchen Reich erneut zu drängen. 

Daß es dem Kabinett Wirth an gutem Willen 
zur Erfüllung der Reparationspflichten, trotz der 
unendlichen Schwierigkeiten, die ſie bieten, nicht 
fehlt, ſteht außer allem Zweifel. Die Pünktlich⸗ 
keit der bisherigen Leiſtungen an die Alliierten 
die ernſthaften Bemühungen des Wiederaufbau⸗ 
miniſters, Dr. Rathenau, zu vernünfligen Formen 
der Sachleiſtungen zu gelangen, reden eine deut⸗ 
liche Sprache. Aber gerade, wer dieſen guten 
Willen anerkennt, darf nicht verſchweigen, welche 
Gefahren für die Erfüllungspolitik drohen, wenn 
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fie dauernd von einer unzulänglichen Finanzpolitik 
im Innern begleitet iſt. Es iſt zunächſt einmal 
notwendig, die Bedeutung der Quantitätsfrage, 
d. h. die Bedeutung der Bilanzierung des Reichs- 
etats in den Vordergrund zu rücken. 

Durch die neuen Steuern erwarten ihre Väter 
eine Erhöhung der Reichseinnahmen auf etwa 
80—85 Milliarden Mark. Das bedeutet, ohne 
daß man die Gefahren einer weiteren Geldent⸗ 
wertung in Rechnung ſtellt, das Fortbeſtehen eines 
Defizits, das ſich aus den ordentlichen Ausgaben 
und den Reparationsleiſtungen zuſammenſetzt, von 
etwa 70 Milliarden Mark. Die Reichsregierung 
deutet in ihrer Veröffentlichung ſelbſt an, daß ſie 
dieſen Zuſtand als unhaltbar betrachtet, und ſie 
kündet weitere Vorlagen au. Die Hoffnung, daß 
durch eine Handvoll weiterer Vorlagen, die von 
gleichem Geiſte, wie die bisherigen getragen ſind, 
zu einem Ausgleich des Etats gelangt werden 
kann, wäre aber trügeriſch. Nun gibt es Kreiſe, 
die dazu neigen, das Fortbeſtehen eines erheb- 
lichen Defizits im Reichshaushalt leicht zu 
nehmen. Dieſe Kreiſe meinen, daß ein Fortwirt⸗ 
ſchaften mit ſtändig wachſenden ſchwebenden 
Schulden des Reiches unvermeidlich und nicht ein⸗ 
mal ſehr gefährlich ſei. Dieſer Irrglaube muß 
aufs nachdrücklichſte bekämpft werden. Gewiß 
find die Verhältniſſe heute jo ſchwierig, daß man 
den genauen Ausgleich des Etats auf einige Mil- 
liarden nicht ſofort ſichern kann. Das, worauf 
es ankommt, iſt aber eine Finanzpolitik, die we⸗ 
nigſtens annähernd den Ausgleich des Reichs- 
haushaltes herbeiführt, und die die Vermehrung 
der ſchwebenden Schulden, wenn ſie ſie nicht 
völlig hindern kann, wenigſtens dauernd verlang- 
jamt und auf ein Mindeſtmaß beſchräukt. 

Welches ſind denn die wirtſchaftlichen und 
ſozialen Folgen, wenn man die ungedeckten ſchwe— 
benden Schulden des Reiches dauernd weiter- 
wachſen läßt, d. h. letzten Endes immer wieder 
auf die Notenpreſſe zurückgreift? Die unmittel- 
bare Folge einer ſolchen Finanzwirtſchaft iſt das 
Schwinden jeglicher Hoffnung auf eine Stabili- 
ſierung des Geldwertes, die Fortſetzung heftiger 
Valutaſchwankungen und ſchließlich dauernd fort— 
ſchreitende Valutaentwertung. Die Schwankungen 
der Valuta — mehr als ihr niedriger Stand an 
ſich — bedeuten aber eine dauernde Schädigung 
der produktiven Wirtſchaft. Aus einer Arbeit, 
die auf genauer Kalkulation beruht und deshalb 
zu höchſter Anſpannung der Kräfte, zur Ratio- 
naliſierung der Arbeitsmethoden zwingt, wird 
mehr und mehr aus der ganzen Wirtſchaft ein 
Spekulationsgeſchäft. Jede Gütererzeugung und 
jeder Handel wird in ſeinem wirtſchaftlichen Er— 
folg abhängig nicht von der produktiven Leiſtung, 
ſondern von der glücklichen Valuta-Spekulation. 


ſchweigen von 


Der papierne Ueberbau der Wirtſchaft, der in 
hohen „Schein“ -Gewinnen, in blühender Börſen⸗ 
ſpekulation und in blühendem Schiebertum ſeinen 
Ausdruck findet, wird wachſen und gedeihen, wäh- 
rend die produktive Baſis der Wirtſchaft weiter 
verkümmert und mehr und mehr in die Hände der 
valutaſtarken Auslandskäufer gerät. Die Verewi⸗ 
gung des ungedeckten Defizits des Reichshaushalts 
muß die deutſche Wirtſchaft unvermeidlich den 
traurigen Weg führen, den wir aus den Ent- 
wicklungen in Deutſchöſterreich und Polen kennen. 
Dieſer Weg wirtſchaftlichen Niedergangs mit 
ſeinen ſozialen Begleiterſcheinungen birgt die Ge— 
fahren ſchwerſter Kataſtrophen in ſich und läßt 
ſelbſt das Geſpenſt einer ruſſiſchen Entwicklung 
auftauchen. 

Es iſt in den Steuerdebatten ſo oft im kleinen 
von den Fragen ſteuerlicher Gerechtigkeit 
die Rede. Im großen muß aber betont werden, 
daß eine viel ſchlimmere Form ſteuerlicher Un⸗ 
gerechtigkeit, als ſie in irgendeiner Einzelſteuer, 
wie immer ſie ausſehen mag, enthalten ſein kann, 
in einem großen Defizit des Reichshaushalts liegt. 
Der frühere Reichsfinanzminiſter Erzberger 
hat einmal das Wort geprägt, daß der Prozeß 
der Geldentwertung die größte „Sozialiſierung“ 
in der Nachkriegszeit bedeute. Schon vor zwei 
Jahren, als dieſes Wort geſprochen wurde, mußte 
ſeine Torheit den Wirtſchaftskundigen befremden. 
Heute, nachdem zwei Jahre der weiteren Geld— 
entwertung hinter uns liegen, weiß auch der Un— 
kundige, auf deffen Naivität damals ſpekuliert 
wurde, aus eigner Erfahrung, daß es nichts gibt, 
was in ſeiner Wirkung unſozialer iſt, als die 
Geldentwertung. Gewiß, eine kleine Rentuerſchicht 
wird durch die Entwertung des Geldes depoſſe— 
diert. Der reiche Rentner wird in den Mittel- 
ſtand zurückgedrängt, der kleine Rentner verelendet 
und ſinkt in ſeiner ſozialen Lage unter das ar 
beitende Proletariat herab. Aber die ſchmale 
Schicht der Rentner iſt nicht die herrſchende Klaſſe 
des Kapitalismus. Das ift vielmehr die Unter“ 
nehmerſchicht. Der Unternehmer iſt aber in der 
Periode der Geldentwertung gegenüber dem Hand 
und Kopfarbeiter in einem Maße privilegiert, 
das dem Hochkapitalismus bei normalen Wäh⸗ 
rungsverhältniſſen fremd iſt. Die Unternehmer, 
und innerhalb des Unternehmertums ganz be— 
ſonders die gewiſſenloſeſten Elemente, können ſich 
für die Geldentwertung ſchadlos halten. Keine 
Kriegsgewinnſteuer, keine Vermögensabgabe fon“ 
ten Schritt halten mit dem Tempo der Bereiche 
rung gewiſſer Unternehmerſchichten in der Bert 
ode der Geldentwertung. Umgekehrt: konnten 
keine Geldlohnerhöhungen, auch nicht die der 
machtvollſten Handarbeiterſchichten, Schritt halten 
mit dem Entwertungsprozeß des Geldes. Ganz zu 
der Verelendung der breiten 
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Schichten von Beamten und freien Kopfarbeitern, 
deren Einkommen immer erſt in weitem Abſtaub, 
ganz langſam und ganz unzulänglich der Geld⸗ 
entwertung folgt. Ganz abgeſehen davon, daß das 
Schwergewicht der Sozialiſierung überhaupt nicht 
in der Frage der Einkommensverteilung, ſondern 
in der Produktionsgeſtaltung liegt, ift auch für 
die Einkommensgeſtaltung die Periode: der Geid- 
entwertung eine Zeit der dauernden Ver- 
ſchärfung der ſozialen Ungerechtig⸗ 
keiten und damit der ſozialen Gegenſätze. Wir 
kommen aljo aus wirtſchaftlichen und sozialen 
Gründen zu dem Schluß, daß jede Finanzpolitik, 
die ſich auf Teillöſungen beſchränkt, die dem Jiel 
der Herſtellung des Gleichgewichtes im Reichs⸗ 
haushalt nicht wenigſtens ſehr nahe kommt, zu 
verwerfen und zu bekämpfen iſt. 

Wenn über dieſes Ziel kein Zweifel be 
ſtehen kann, jo ergibt fih daß nur der Weg ein⸗ 
geſchlagen werden darf, der wikklich Aussicht 
bietet, das Ziel zu erreichen. Der bisherige 
Verſuch, mit den alten Steuerformen aus der 
Vorkriegszeit zum Ziel zu kommen, iſt kläglich 
geicheitert. Obwohl man die Steuerſätze auf dem 
Papier außerordentlich angeſpaunt hat, iſt der 
wirkliche Ertrag unzulänglich geblieben. Es I 
einfach nicht gelungen, die Steuern in ihrer 
theoretiſchen Höhe einzutreiben. Die Kriegs 


abgabe vom Vermögenszuwachs, die jeden Ber- 
mögenszuwachs über 200000 M. fortfteuern 


ſollte, hat nur einen Heiterkeitserfolg gehabt. 
Dem jeder Einzelne kann eine große Reihe von 
Männern nennen, deren Vermögen in ganz 
anderem Maße gewachſen iſt, ohne, daß ihnen 
der Zuwachs fortgenommen worden ifi, oder daß 
ſie wegen Steuerdefraudation hinter Schloß und 
Riegel ſitzen. Das hindert die Weiſen des 
Finanzminiſteriums nicht, jetzt ein Parallelſtück 
he Abgabe vom Vermögenszuwachs aus Der 
Nachkriegszeit vorzuſchlagen. „Dieſe Gewinne“, 
ſo heißt es in der amtlichen Kundgebung, 
„müſſen zur Beſteuerung herangezogen werden, 
trotz des Bedenkens, daß hierdurch eine verſtärkte 
Steuer- und Kapitalflucht oder eine ſiunloſc, Jar 
ſchwendungsſucht oder ſonſtige unproduktive Wirt 
ſchaftsführung herbeigeführt werden könnte. 
Dieſer Satz iſt leider charakteriſtiſch TUT den 
ganzen Geiſt, der unſere Finanzpolitik ‚be 
herrſcht. Man kennt die Bedenken gegen die de 
Jeſteuerungsformen, man kennt die ſchlechten 
wirtſchaftlichen Folgen, die ſie hervorrufen 
werden, aber man glaubt trotzdem den Weg 
weitergehen zu follen; mag er auch wirtschaftlich 
Mt fein — agitoriſch hat er doch Methoeve 
Natürlich fteht es nicht mit allen Einzelßenein 
ſo ſchlimm, wie mit dieſer. Ein großer Teil, 
B. alle Belaſtungen der entbehrlichen Genuß“ 
mittel, ift ohne weiteres annehmbar die Um 
wandlung des Reichsnotopfers in eine dauernde 
ermögensſteuer iſt ſicherlich erwünſcht. Aber 
unzulänglich muß der Verſuch bleiben, mit dieſen 


alten Steuerformen die Geſamtaufgabe zu löſen. 
Denn dieſe Aufgabe iſt überhaupt nur lösbar 
wenn die Finanzpolitik aufs engſte verbunden 
iſt mit einer Wirtſchaftspolitik, die geeignet iſt 
die Erträgniſſe, die Ueberſchüſſe der Wirt- 
ſchaft zu erhöhen. Aus ſtagnierenden oder 
ſinkenden produktiven Leiſtungen, die Teile für 
die Kaſſe des Reichs abzuzweigen, die es zum 
Ausgleich des Haushalts braucht, iſt ſchlechter⸗ 
dings eine Unmöglichkeit, ein hoffnungsloſes Ve- 
ginnen. 
Die Mehrheit der Sozialiſierungs⸗ 
Kommiſſion, die kürzlich auf Grund einer 
Enquste der Regierung ein Gutachten zur Repara- 
tionspolitik eingereicht hat, hat in klarer Er⸗ 
kenntnis dieſer Lage an die Spitze ihres Gut⸗ 
achtens die folgenden Sätze geſtellt: „Die Repara- 
tion iſt nur denkbar im Rahmen einer Wirt⸗ 
ſchaftspolitik, die eine Steigerung und Rationali⸗ 
ſierung der Produktion bezweckt. In dieſen 
Rahmen muß ſich auch die Aufbringung der Mittel 
einfügen, welche zur Vermeidung weiterer Geld- 
entwertung durch Aufnahme ſchwebender Schulden 
unter allen Umſtänden die Herſtellung des Gleich⸗ 
gew ichts im Reichshaushalt erreichen muß.“ Eine 
Finanzpolitik, die an der Erkenntnis vorbeigeht, 
daß die Größe der Aufgabe, die in der Nachkriegs⸗ 
zeit zu löſen iſt, dazu zwingt, von alten Methoden 
überzugehen zu neuen, bei denen Finanz- und 
Wirtſchaftspolitik zur Einheit ſich verſchmelzen, 
iſt notwendig zu unfruchtbarer Wurſtelei verurteilt. 

Der Herausgeber des „Plutus“ hat an 
dieſer Stelle wiederholt die Ideen entwickelt, nach 
denen durch die Schaffung von Steuerſyn⸗ 
dikaten die Verbindung einer Finanzpolitik, 
die zum Gleichgewicht im Reichshaushalt führen 
mit einer Wirtſchaftspolitik möglich er- 
ßig eine Steigerung und Ra⸗ 
tionaliſierung der Produktion erſtrebt. Dieſer 
Finanzplan ſoll heute hier nicht wiederholt 
werden. Wer den Weg der Steuerſyndikate ver— 
wirft, hat die Pflicht, einen andern Weg zu 
zeigen, auf dem das Ziel der Erhöhung der Pro— 
duktivität der Wirtſchaft und der Deckung des 
Defizits des Reichs erreicht werden kann. Läge 
in der Regierungskundgebung ein ſolcher Gegen- 
vorſchlag vor, ſo wäre die Grundlage für eine 
nüchtern⸗ſachliche Ausſprache geboten. Solange 
aber von den zur Führung der deutſchen Finanz— 
und Wirtſchaftspolitik berufenen Stellen über- 
haupt kein Plau, ſondern nur eine Summe 
von unzulänglichen Einzelſteuer-Vorſchlägen vor⸗ 
gelegt mird, iſt es Pflicht, die Forderung nach 
einer organiſchen Finanz— und Wirtſchaftsvolitik, 
als deren Mittel wir die Stenerſyndikate betrat- 
ten, immer wieder in den Vordergrund zu rücken. 
Wenn man dem entgegenhält, daß es ermüdende 
Wiederholungen feien, die hier vorgetragen 
werden, ſo antworten wir mit dem Worte Bol- 
talres „On dit que je me répète, — eh bien, 
e me repeieral jusqu à ce qu'on se corrige,” 
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Filmgeſchäft. 


Dr. Hans Wollenberg⸗Berlin. 


Fünfundzwanzig Jahre ſind ſeit der Erfindung 
der Kinematographie vergangen. Was vor zwei Jahr⸗ 
zehnten noch als Seltenheit und Wunder in Schau⸗ 
buden neben dem Flohzirkus und der Schlangen⸗ 
dame einer ſtaunenden Witwelt gezeigt wurde, ift 
heute ein wichtiger Faktor des wirtſchaftlichen und 
kulturellen Lebens. Die Entwicklung vom Schau⸗ 
ſtellergewerbe zur Filminduſtrie hat ſich mit un⸗ 
geahnter Schnelligkeit vollzogen. 

Zuerſt zeigte ſich dieſer Prozeß unter Führung 
der bekannten Firmen Pathé Frères und 
Gaumont in Frankreich, von wo auch die erſten 
deutſchen Lichtſpieltheater vorwiegend mit Laufbil⸗ 
dern verſorgt wurden. Neben ihnen ſpielten noch 
italieniſche, nordiſche und ſeltener amerikaniſche 
Bilder eine Rolle. Der Krieg machte dem ein jähes 
Ende. Er zwang die deutſchen Kinotheater, die bis 
dahin nur vereinzelt deutſche Filme zeigten, ihren 
Bedarf ausſchließlich im Inlande zu decken, und ſo 
waren für die noch in den Anfängen ſteckende deutſche 
Filminduſtrie die Vorausſetzungen zu einer ebenſo 
raſchen wie umfangreichen Entwicklung gegeben. 
Aus den elf filmherſtellenden Firmen, die es im 
Jahre 1911 in Deutſchland gab, waren im Jahre 
1918 bereits 130 geworden und heute iſt ihre Zahl 
491. Im Jahre 1917 wurden 820 000 m, 1918 wurden 
1 145 000 m, 1919 wurden 1045000 m Film laut 
Zenſur⸗Ausweis hergeſtellt. In der Zeit vom Juni 
1920 bis Mai 1921 paſſierten 2 701 000 m Film die 
Filmprüfſtellen des deutſchen Neiches (vergl. „Licht⸗ 
bild⸗Bühne“ Jahrg. 1921 Nr. 25). Dieſe Ziffern 
über die deutſche Lichtſpiel⸗-Produktion laſſen bereits 
in großen Umriſſen erkennen, daß die Filminduſtrie 
erhebliche Kapitalien an ſich ziehen mußte. Die 
in der Form des Aktienkapitals in der deutſchen 
Filminduſtrie arbeitenden Mittel belaufen ſich auf 
192 Millionen Mk. Das Vermögen der Geſellſchaften 
m. b. H. auf dem Gebiete des Films hat ſich im 
erſten Halbjahr 1921 ausweislich der handelsregiſter⸗ 
lichen Eintragungen um 15 300 000 Mk. vermehrt. 
Dies ſind natürlich Nominalbeträge, die ſich außerdem 
noch um die der nicht regiſtrierten Kapitalien der offe⸗ 
nen Handelsgeſellſchaften, Einzelfirmen uſw. erhöhen. 
Legt man obige den „Kinematographiſchen Monats» 
heften“ (Maiheft und Juliheft) entnommenen Ziffern 
einer Schätzung des Geſamt kapitals zugrunde, fo 
dürfte eine Milliarde nicht zu hoch gegriffen 
ſein. 

Dieſe Kapitalien kommen natürlich nicht der 
deutſchen Filmherſtellung ausſchließlich zugute, 


da ein, wenn auch nicht erheblicher, Teil 
ins Ausland abfließt, ſeitdem mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1921 das Einfuhrverbot für ausländiſche Filme 
einer kontingentierten Einfuhr gewichen ijt, die etwa 
200 000 m Film umfaßt. Wan vergleiche hiermit 
die Einfuhrziffern aus dem Jahre 1912 von 31 Mils 
lionen m und 1913 von 36 Millionen m, alſo aus 
einer Zeit, in der das deutſche Filmtheatergewerbe noch 
nicht die heutigen Ausmaße angenommen hatte. Der 
Wert dieſer 200 000 m iſt bei den Schwankungen 
der Valuta und Konjunktur nicht genau feſtzuſtellen. 
Auf Grund einer Berechnung, die in den 
„Kinematographiſchen Monatsheften“ (Juniheft „Der 
Weltmarktpreis des Films“) veröffentlicht wurde, 
habe ich einen Durchſchnittspreis des Films im Welt⸗ 
handel von 6,50 M. das Meter ermittelt. Demnach 
würde man die deutſche Film⸗Einfuhr von 200 000 m 
mit einem Wert von 1300000 M. zu veranſchlagen 
haben, während der Wert der Filmeinfuhr ſich 1912 
auf brutto 478000 M. und 1913 auf 496000 M. 
belief, wohlverſtanden, damals in Goldmark. Iſt 
der Import im Vergleich zur Belieferung des Marktes 
mit heimiſcher Produktion alſo recht gering, ſo zeigt 
die deutſche Handelsbilanz auf der andern Seite eine 
günſtige Entwicklung des Exportge⸗ 
ſchäftes in Filmen. Die letzten vorliegenden 
Ziffern der amtlichen Statiſtik umfaſſen die erſten zehn 
Monate des Jahres 1920. In dieſem Abſchnitt wurden 
593 000 kg, d. h. 89 Millionen Meter im Werte 
von 20 Willionen M. ausgeführt. Im ganzen Jahre 
1912 dagegen umfaßte die Ausfuhr nur 21 Willionen 
Metern = 7!/ Millionen M. und 1913: 40 Millionen 
Metern = 15 Millionen M. 

Die Filminduſtrie bietet in der Tat die Vor⸗ 
ausſetzungen, ſich zu einer idealen Exportinduſtrie 
zu entwickeln. Denn ihr Rohmaterial find einmal 
Menſchen, die photographiert werden, anderſeits 
der fog. Nohfilm, d. h. der mit einer lichtempfind⸗ 
lichen Schicht überzogene Zelluloidſtreifen, der zur 
Herſtellung und zur Vervielfältigung der Bilder be— 
nötigt wird; das Rohmaterial der Filminduſtrie 
iſt alſo ausſchließlich inländiſcher Herkunft. Der 
Export des Films entzieht der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft keinerlei für den Inlandsbedarf lebensnot⸗ 
wendige Werte, führt ihr dagegen ausländiſche De 
viſen zu. Zu bemerken iſt hierzu noch, daß beim 
Film das Wertvollſte und daher vom Käufer am 
höchſten bezahlte nicht etwa das Filmband als 
ſolches, ſondern die ſogenannte „Lizenz“ ift, d. h. das 
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vertragliche Recht, den Film auf einem beſtimmten 
und vereinbarten Teil der Erde ausſchließlich vor⸗ 
führen zu dürfen. Der großzügigen Ausnutzung des 
Auslandsgeſchäfts ſteht die ſtarke Beſchränkung der 
Einfuhr hindernd im Wege. Die Frage der völligen 
Freigabe der Filmeinfuhr wird daher in Film⸗ 
kreiſen ſtark diskutiert. Die Lichtſpieltheaterbeſitzer 
treten dafür ebenſo ein wie die Filmverleiher und 
ein Teil der Filmfabrikanten, während ein anderer 
Teil von dieſen ſcharf gegen eine weitere Oeffnung 
der Grenzen für den Auslandsfilm iſt. 

Dieſes Für und Wider der privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen kann natürlich für 
die Frage der Filmeinfuhr nicht entſcheidend ſein; 
man wird vielmehrvomvolks wirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus abzuwägen haben, ob bei Freigabe der 
Einfuhr dem ins Ausland abwandernden Geld und 
der Verringerung des heimiſchen Marktes für das 
deutſche Fabrikat eine um ſo bedeutendere Hebung des 
Exportes und damit der für die deutſche Bilanz 
schlechthin ausſchlaggebende Zuſtrom an ausländi⸗ 
ſchen Zahlungsmitteln gegenüberſtehen würde. Am 
dies zu entſcheiden, wird man die Qualität des 
deutſchen Films für den Weltmarkt einerſeits, ander⸗ 
ſeits die Anſprüche des deutſchen Konſumenten über- 
prüfen und Vergleiche mit dem Auslandsfilm ziehen 
müſſen. Der Hauptkonkurrent des deutſchen Films 
ift der amerikaniſche. Was man von amerikaniſcher 
Produktion in dieſen erſten Monaten nach Freigabe 
w kontingentierten Einfuhr kennen lernen konnte, 
it völlig ungeeignet, die deutſche Filmfabrikation 
im eigenen Lande etwa fo zu überrennen, wie dies 
der franzöſiſchen geſchehen. Das typiſch deutſche Film⸗ 
drama, aus dem typiſch deutſchen Geſchmack ge⸗ 
boren und mit ſtark menſchlichen Akzenten aus- 
geſtattet, wird aus der Vormachtſtellung im deut⸗ 
ſchen Erzeugniſſen ein wenig überſättigt und um ſo 
niſche Film, wie der Auslandsfilm überhaupt, wird 
tur daneben für ſtärkere Abwechslungsmöglich⸗ 
keiten des Lichtſpielprogramms ſorgen; wenn er 
damit auf das Kinotheatergeſchäft eine belebende 
Wirkung ausübt, ſo wird dies wiederum der heimi⸗ 
ſchen Fabrikation zugute kommen, deren ſicheres 
Fundament ſchließlich und endlich das deutſche Kino 
iſt. Anderſeits ſind die Chancen des deutſchen Füms 
im Auslande groß; man iſt überall mit amerikani- 
ſchen Erzeugniſſen ein wenig überſättigt und ume 
aufnahmefähiger für die Vorzüge des deutſchen Lauf- 
bildes. Der amerikaniſche Film ift zweifellos in 
phototechniſcher Hinficht durchaus modern, auch auf⸗ 
nahmetechniſch kann der deutſche Spielleiter manches 
don ſeinem amerikaniſchen Kollegen lernen. Zweifel⸗ 
os unterlegen aber iſt der amerikaniſche und auch 
er an zweiter Stelle konkurrierende italieniſche Film 
ein deutſchen in ſtofflicher und darſtelle⸗ 
tilder Hinſicht. Eine ſtarke, menſchlich packende 
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und durch dramatiſchen Aufbau feſſelnde Handlung, 
ein pſochologiſch vertieftes Spiel ſtatt vorwiegend 
artiſtiſcher Leiſtungen ſind die ſtarken Vorzüge des 
deutſchen Films, die ihm heute ſchon ſchöne Erfolge 
im Auslande eingebracht haben. Sollen dieſe erſten 
Erfolge zum Nutzen der deutſchen Handelsbilanz 
ausgebaut werden, fo ift in abſehbarer Zeit eine 
Neuorientierung der Film⸗Einfuhr⸗ 
politik geboten. Denn die nur minimal durch⸗ 
brochene Einfuhrſperre löſt bereits eine Reaktion 
im Auslande aus. In Italien hat man, trotz des 
offiziellen Einfuhrverbots, eine ganze Reihe deutſcher 
Filme zugelaſſen; heute neigt wegen des mangelnden 
Entgegenkommens von unſerer Seite die Stimmung 
dahin, den deutſchen Film wieder auszuſperren. In 
den Vereinigten Staaten, wo die erſten deutſchen 
Großfilme als Schrittmacher überraſchende Erfolge 
einheimſen konnten, liegt den geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften ein neuer Zolltarif vor, der die ausſichts⸗ 
reich begonnene Filmeinfuhr glatt erdroſſeln würde; 
denn er ſieht einen Zoll von 30 Prozent Dega 
jenigen Betrages vor, den ſchätzungs⸗ 
weiſedie herſtellung des einzuführen⸗ 
den Films in Amerika, alſo unter viel 
koſtſpieligeren Verhältniſſen, verur- 
ſacht haben w ürde Auch mit Oeſterreich, unſerm 
Hauptabnehmer und Vermittler für die Nachfolge⸗ 
und Balkanſtaaten, gab es bereits bedrohliche Diffe⸗ 
renzen. Soll alſo die deutſche Filminduſtrie zu der 
großen Erportinduſtrie ausgebaut werden, zu der 
ihre Erzeugniſſe an ſich die Vorausſetzungen durchaus 
bieten, ſo wird man ſich zu einer freien Eina 
fuhr entſchließen müſſen. Als Notmaßnahme für 
ungewiſſe Uebergangszeit wird von manchen Seiten 
die Einführung eines kontrollierten Kompenſations⸗ 
geſchäftes befürwortet. In den Kreiſen der Film⸗ 
induſtrie ſelbſt reift dieſe Erkenntnis, die einen weit⸗ 
ſichtigen Verzicht auf die monopolartige Beherrſchung 
des heimiſchen Kinos in fidh ſchließt, immer mehr trotz 
der vielfach divergierenden Intereſſen, die die gigen⸗ 
artige Konſtruktion dieſes Wirtſchaftskörpers mit ſich 
bringt und auf die man hier notwendig näher ein⸗ 
gehen muß. 

Die Filmbranche, d. h. die Filminduſtrie im 
weiteren Sinne des Wortes, umfaßt erſtens die 
Robfilmfabrifation, die Erzeugung des Finemato- 
graphiſchen Films, des mit einer lichtempfindlichen 
Schicht präparierten Zelluloidſtreifens; ſodann die 
entliche Filmveredelungsinduſtrie, die den Roh- 
film belichtet und damit für Projektionszwecke ver⸗ 
wendbar macht; damit eng verbunden ſind die durch 
den Atelierbetrieb bedingten Gewerbe. Die Film- 
induſtrie im weiteren Sinne umfaßt ferner den 
Vertrieb im Jn- und Ausland, ſowie den Verleih 
(eigentlich die Verpachlung) der ſo entſtandenen Ware, 
ihre Vervielfältigung durch das Kopierverfahren und 
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ihre Verwertung durch berufsmäßige Vorführung, 
die im allgemeinen durch das Kinogewerbe betrieben 
wird. Hierzu treten endlich die unmittelbaren Hilfs⸗ 
induſtrien, alfo namentlich die Fabrikation kino⸗ 
techniſcher Apparate für Aufnahme, Wiedergabe, Be- 
leuchtung, Einrichtung und optiſchen Zubehör. Von 
dieſen Sparten kann man als Filminduſtrie 
im engeren Sinne die Filmfabrikation und 
das Filmkopiergewerbe als Erzeuger, den Film- 
verleih und Vertrieb als Verteiler und das Liht- 
ſpieltheatergewerbe als Verbraucher bezeichnen. Die 
Filmfabrikation beſteht darin, durch Reihenphoto⸗ 
graphie der vom Negiſſeur an Hand eines Manu- 
ſkriptes geſtellten Szenen das Film⸗Negativ her⸗ 
zuſtellen; ihr Rohmaterial ſind alſo die für das 
„lebende Bild“ benötigten Menſchen und ihre Technik 
in erſter Linie künſtleriſch. Das Rohmaterial 
der Filmkopieranſtalten dagegen ift der Poſitiv⸗ 
Rohfilm, der zur Vervielfältigung des Negativs 
und feiner Brauchbarmachung für die Vorführung 
dient; hier herrſcht chemiſch-maſchinelle Technik vor. 

Die organiſche Entwicklung der Induſtrie hat 
die Scheidung der Film verwertung von der 
Filmherſtellung faſt reſtlos durchgeführt. Die Lizenz, 
das Vorführungsrecht des Films wird ſamt dem 
Negativ vom Filmverleiher erworben, und zwar ent⸗ 
weder von einem einzigen für die ganze Welt 
oder für beſtimmte Länder oder auch nur für Deutſch⸗ 
land oder ſchließlich nur für einzelne Bezirke des 
Reiches. Das Recht an dem Film kann aljo in 
mehrere Hände, allerdings für verſchiedene räum⸗ 
liche Bezirke, übergehen. Der deutſche Filmverleiher 
bzw. der Exporteur nutzt das dingliche und urheber⸗ 
rechtliche Eigentum an dem Film weiter aus, indem 
er es für das Ausland weiter zu verkaufen ſucht. 
indem er es ferner im In lande an den Kinobeſitzer 
für beſtimmte Termine und unter beſtimmten Be- 
dingungen zur Vorführung verpachtet. Die hoch⸗ 
kapitaliſtiſche Entwicklung, die etwa in der 
Mitte des Krieges einſetzte, hat zur Durchbrechung 
dieſer Organiſation und zum Entſtehen des „ge⸗ 
miſchten Filmbetriebes“ geführt. Der 
Film⸗Konzern ſtellt, volkswirtſchaftlich geſehen, den 
Verſuch dar, alle Zwiſchengewinne möglichſt aus⸗ 
zuſchalten. Der Verleiher läßt die Ware, die er 
benötigt, durch eine eigene, von ihm maßgebend 
beeinflußte Fabrikation herſtellen, er ſchaltet den 
Gewinn des Theaterbeſitzers ſo weit aus, als er durch 
Angliederung eigener Theater in dieſen ſeine Ware 
ſelbſt verwertet. Dieſe typiſche Konſtruktion der 
Filmkonzerne bedingt bei allerdings größerer Lu- 
krativität einen verlangſamten Geldumlauf, eine 
langwierigere Amortiſation der Produktionskoſten. 
Denn die Fabrikation hat keine eigenen Gewinne 
aus Filmverkäufen, ſondern muß von der Verleih⸗ 
abteilung geſpeiſt werden, die ihrerſeits ihre Gewinne 
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nach und nach erſt aus den Kaſſeneingängen der 
Theaterbetriebe zieht. Ein Filmkonzern ſetzt daher 
von vornherein eine ſtarke finanzielle Fundierung, 
voraus. So verfügt die Univerſum-Film A.⸗G. 
jetzt über 100 Millionen M. Aktienkapital. Durch 
Zuſtandekommen der geplanten Fuſion der National- 
Film A.⸗G. mit der Decla-Bioskop A.-G. würde 
ein Konzern mit 90 Willionen M. entſtehen. Der 
Emelka⸗Konzern in München erhöhte fein Stamm⸗ 
kapital erſt unlängſt auf 30 Millionen M., die 
Terra⸗Film A.-G. im April auf 8 Millionen M. 
Das größte deutſche Filmunternehmen iſt, wie 
ſchon die Kapitalsziffer beweiſt, die Univerſum-Film 
A.⸗G., kurz „Ufa“ genannt; ihr ausgedehnter Beſitz 
an eigenen, erſtklaſſigen Filmbühnen in Deutſch⸗ 
land (auch im Ausland verfügt die „Ufa“, neben⸗ 
bei bemerkt, über Theaterbeſitz!) ſichert ihr allein 
ſchon eine Stellung von maßgebendem Einfluß inner 
halb der deutſchen Filmwelt; hinzu kommt eine 
noch größere Zahl von Kinos, die von der „Ufa“ 
auf Grund finanzieller Beteiligung kontrolliert 
werden. In Berlin allein wird die Ufa mit Beginn 
der neuen Saiſon über rund 18 500 Kino-Sitzplätze 
verfügen; am 1. Januar 1920 war die Geſamt⸗ 
zahl der Berliner Kinoplätze überhaupt 83 700! Den 
Stamm des „Ufa“ ⸗Theaterbeſitzes bilden die von 
Paul Davidſon, einem Pionier der Kine 
matographie in Deutſchland, gegründeten Union: 
Theater, welche die „Ufa“ bei ihrer Gründung von 
der Nordisk Films Co., Kopenhagen, übernahm, 
Von dieſer däniſchen Firma übernahm die „Ufa“ 
auch ihre urſprüngliche Verleihorganiſation, die 
damit den Namen Univerſum⸗Film⸗Verleih⸗G. m. b. H. 
erhielt. Daneben gehört zum „Ufa“-Konzern noch 
die Hanſa-Film⸗Verleih-G. m. b. 9. und die Frant- 
furter Film⸗Co. m. b. 9. Durch diefe drei Kanäle 
mit ihren Veräſtelungen über ganz Deutſchland (Nie⸗ 
derlagen ſind in Berlin, München, Frankfurt a. M. 
Düſſeldorf, Hamburg, Leipzig, Breslau) leitet die 
Generaldirektion der Ufa-Verleih-Betriebe in Berlin 
ihre Filme eigenen und fremden Theatern zu, 
Die Laufbilder, die von der „Ufa“ in Verkehr g” 
bracht werden, ſind nicht ausſchließlich eigenen 
Fabrikates. Eigene Produktionsfirmen des „Ufa“ 
Konzerns find die Projektions⸗A.⸗G. „Union“, abel 
falls eine Gründung Davidſons, der Deutſchland 
wohl ſeine beſten Filme verdankt, die Meßter⸗Film 
G. m. b. H., beide mit großen Fabrikationsanlagen 
in Berlin-Tempelhof, und die Maxim⸗Film 
G. m. b. 9. Mit dem ſelbſtändigen Gloria- und dem 
ihm naheſtehenden Henny⸗Porten⸗Film find feſte 
Abmachungen wegen Uebernahme des Verleihs ge 
troffen. Das Zuftandefommen ähnlicher Abmahu!“ 
gen erwartet man mit den neuerdings in der 
Europäiſchen Film⸗Allianz zuſammengeſchloſſenen 
Fabrikationsfirmen. Zur Vervollſtändigung ihr 


Verleihprogramms erwarb die „Ufa“ für dieſe Saiſon 
überdies noch eine Anzahl von Filmen freier Fa⸗ 
brikanten und von Auslandserzeugniſſen. Um ein 
annähernd vollſtändiges Bild von der Struktur des 
führenden Filmkonzerns zu geben, wäre noch die 
Kultur⸗Abteilung der „Ufa“ zu erwähnen, die ſich 
ausſchließlich mit Herſtellung und Vertrieb von 
Filmen unterrichtenden oder für die Jugend geeig⸗ 
neten Inhalts befaßt. Ueberſchüſſe hat dieſes Glied 
des Ufa⸗Konzerns freilich bisher nicht ergeben. 
Mit ähnlichen, wenn auch engeren Verhältniſſen 
hat man es auch in den anderen Filmkonzernen zu 
tun. 

Die Konzentrationsbewegung der Filminduſtrie 
zeigt ſich auch darin, daß ſelbſt da, wo von einer 
Konzernbildung noch nicht die Rede ſein kann, die 
Filmfabrikanten heute häufig nicht für den freien 
Markt, ſondern für eine beſtimmte Verleih⸗ und 
Vertriebsfirma arbeiten, die ihnen auf ihre Pros 
duktion Vorſchüſſe gewährt. So vertreten dieſe 
häufig gewiſſermaßen die Stelle von Vankinſtituten. 
Immerhin iſt das Bankkapital heute an Filmwerten 
auch ſchon ſtark intereſſiert. Die „Ufa“ wurde be 
Deutſchen Bank ge 
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gründet; ſonſt iſt Großbankkapital wenige 
Filminduſtrie vertreten, dagegen haben ſich 
Anzahl größerer und mittlerer Privatbanken die 
Finanzierung von Filmunternehmungen als Spezial⸗ 
gebiet erwählt. Im ganzen überwiegt heute noch 
das Privatkapital. 

Wie weit ausländiſches Geld 
deutſchen Filminduſtrie arbeitet, iſt ſchwer zu evs 
kennen. Daß es in nennenswertem Maße vorhanden 
ift, bedarf keines Zweifels. Tatſächlich iſt während 
des Krieges engliſches Kapital in der deutſchen Film- 
induſtrie weiter tätig geblieben; die mit franzöſiſchem 
Gelde arbeitenden Unternehmungen gingen bei 
Kriegsausbruch in deutſche Hände über, und der 
Franzoſe war es, der ſich als erſter nach dem Kriege 
wieder einfand; Italien wahrte geſchickt ſeinen deut⸗ 
ſchen Theaterbeſitz, italien iſche Filmfirmen über- 
anden er Antag aber iah bier nen, Fre 
Amerikaniſches Kapital arbeitete ungehindert wäh- 
rend des Krieges und faßte danach noch feſter Fuß. 
Berlin wurde ſogar von einzelnen amerikaniſchen 
Großfirmen zum Sitz ihrer kontinentaleuropäiſchen 
Zentrale gewählt. Der Anreis für das hochvalutige 
Ausland, ſich an der ausſichtsreichen deutſchen Film- 
fabrikation zu intereſſieren, liegt in der Verringerung 
des Riſikos. Ein Film, der in Deutſchland unter 
finanzieller Beteiligung oder auf Rechnung corer 
amerikaniſchen Filmgruppe hergeſtellt wird, iſt damit 
bereits gleich für zwei Abſatzmärkte, nämlich Amerika 
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und Mitteleuropa, plaziert, und das im Auslands- 
geſchäft ſteckende Rilifo ijt weſentlich verringert. 
Denn das kinoreichſte Land der Welt find die Ver- 
einigten Staaten mit ihren faſt 20 000 Lichtſpiel⸗ 
häuſern. Aber auch Deutſchland mit ſeinen 3731 
Filmbühnen it umſomehr als wichtiger Film⸗ 
konſument zu bewerten, als von hier aus der ganze 
mittel⸗, oſt⸗ und ſüdoſteuropäiſche Kinomarkt be- 
herrſcht wird. Die Kombination Deutſchland⸗ 
Amerika ſtellt daher derzeit die denkbar größte Ber- 
ringerung des Niſikos im Filmgeſchäft dar. 

Das Viſiko für den deutſchen Film beſteht 
darin, daß er ſich heut im heimiſchen Abſatzgebiet 
nicht mehr bezahlt machen fann und auf den Aus⸗ 
landsverkauf angewieſen iſt. Der aus unmittelbaren 
Herſtellungs⸗ und Generalunkoſten zuſammengeſetzte 
Wert eines Negativs, der ſich vor wenigen Jahren. 
noch auf durchſchnittlich 50 000 bis 150 000 M. be- 
lief und aus der Verwertung im Inland ſelbſt 
glänzend verzinſt werden konnte, iſt ſeit etwa einem 
Jahre ganz gewaltig in die Höhe geſchnellt. Ein 
mittlerer Film iſt unter 300 000 M. heute nicht 
mehr herzuſtellen. And ſelbſt dieſer Betrag ift durch 
Verleih innerhalb Deutſchlands ſchwer herauszuholen. 
Erhöht man aber den wahren Herſtellungspreis noch 
um den Verkaufsverdienſt des Fabrikanten und um 
die dem Verleiher durch Herſtellung der Kopien er- 
wachſenden Koſten, ſo hängt für dieſen die Gewinne 
chance vom Verkauf ans Ausland ab. Die 
Urſache für dieſe Verhältniſſe hat man, außer in 
der Erhöhung der Fabrikationskoſten, in der rüd- 
läufigen Konjunktur der Kinotheater, in der ver— 
ſchärften Konkurrenz im Verleihgeſchäft und den 
hohen Nohfilmpreiſen zu ſuchen. Dadurch wird der 
deutſche Filmfabrikant zwangsläufig in die Lage 
verſetzt, ſeine Produktion auf den Auslandsverkauf 
einzuſtellen, d. h. ſeine finanziellen und künſtleriſchen 
Kräfte auf die Herſtellung weniger, aber hochwertiger 
und auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger Filme 
zu konzentrieren. Der Entwicklung des deutſchen. 
Films zum Qualitätserzeugnis find dieje Umftände 
zweifellos nicht abträglich. 

Im Gegenteil: Die Entwicklung, die auf eine 
ftärfere Internationaliſierung des deutſchen Films 
und eine Einſtellung des deutſchen Filmhandels auf 
das Ausland abzielt, it ein Geſundungs⸗ 
prozeß. Denn der Lebensnerv der Filminduſtrie 
iſt ihre Internationalität, und die kriſenhaften Er⸗ 
ſcheinungen, die ſich in allen Filmfabrikation trei⸗ 
benden Ländern geltend machen, ſind nur dadurch 
zu überwinden, daß eine von dieſer Erkenntnis 
ausgehende Filmhandelspolitik dem freien Film- 
austauſch auf dem Weltmarkt dig Wege ebnet. 
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Steuerſchuldhaftung des Gevollmächtigten. 


Wilh. Berghann, Steuerinſpektor in Hamburg. 


Von großer Wichtigkeit und Bedeutung für den 
Steuerzahler ſind die Beſtimmungen, die über Ver⸗ 
tretungsmacht, Vollmacht und Haftung in Steuer⸗ 
angelegenheiten handeln. Dieſe Beſtimmungen, die 
für alle Neichsſteuergeſetze Geltung haben, finden 
eine einheitliche Behandlung und Bewertung in 
der Reichsabgabenordnung, einem Geſetz, deſſen Stu- 
dium und Kenntnis dem Steuerzahler für die Be⸗ 
urteilung unſeres heutigen Steuerrechts nicht genug 
empfohlen werden kann. 

Im allgemeinen iſt der Grundſatz aufgeſtellt, 
daß für Vertretung und Vollmacht die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechtes Anwendung zu finden 
haben. In dem Entwurf der A. O. wurde ausge⸗ 
führt, daß die Frage, wie weit die allgemeinen 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes für das öffent- 
liche Recht und insbeſondere auch für das Steuer- 
recht zu gelten hätten, ſtreitig wäre, und daß die 
Vorſchriften nicht ohne weiteres unterſchiedslos über⸗ 
tragen werden dürften, da das bürgerliche Ned 
ſich nur auf privatrechtliche Verhältniſſe bezöge. 
Dennoch wurde die Anwendung des bürgerlichen 
Rechts auf Steuerſachen grundſätzlich anerkannt und 
durch die A. O. nur wichtige ergänzende Vorſchriften 
gegeben, da die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
für das Steuerrecht nicht ausreichten. Die Finanz⸗ 
ämter müſſen naturgemäß eine Perſon haben, an 
die ſie ſich in Vertretung des Steuerpflichtigen! 
wenden können, der die Erklärungen abgibt, Ge- 
ſchäftsbücher vorlegt, die nötigen Auszeichnungen 
führt uſw., Handlungen, zu denen der St eu erpflich⸗ 
tige verpflichtet ift. Die A. O. verpflichtet deshalb. 
die geſetzlichen Vertreter juriſtiſcher u. geſchäfts⸗ 
unfähiger oder nur beſchränkt geſchäftsfähiger Per⸗ 
ſonen, die Pflichten zu erfüllen, die den von ihnen 
vertretenen Perſonen obliegen, insbeſondere auch 
die Steuern aus etwa von ihnen verwalteten Mitteln 
zu bezahlen. 

Im Geſchäfts⸗ und Privatleben kommen Fälle 
vor, in denen jemand nicht als geſetzlicher Vertreter, 
ſondern gewiſſermaßen aus eigenem Recht als R e= 
präſentant eines anderen handelt,, 3. B. 
der Teſtamentsvollſtrecker, der ein Erbteil laufend 
zu verwalten hat, der Nachlaß⸗ oder Konkursver⸗ 
walter, Ehemann oder Vater, dem eine Nutznießung 
zuſteht uſw. Auch für dieſe Fälle beſtimmt das 
Geſetz, daß, wenn eine Vermögensverwaltung nach, 
Geſetz, Anordnung der Behörde oder letztwilliger 
Verfügung anderen Perſonen zuſteht als dem Eigen⸗ 
tümer oder deren, geſetzlichen Vertretern, dieſe Per⸗ 


ſonen, ſoweit ihre Verwaltung reicht, die gleichen 
Pflichten haben wie die Vertreter. 

Die A. O. kennt ferner die Steuerpflicht ge⸗ 
wiſſer Perſonenvereinigungen oder Zweckvermögen, 
die keine juriſtiſchen Perſonen ſind im Sinne des 
bürgerlichen Rechts, ihnen vielmehr nur ähneln. 
Bei dieſen Gebilden fehlt es an geſetzlichen Ver⸗ 
tretern. Das Geſetz überträgt in dieſen Fällen 
die Beſteuerungspflichten den Vorſtänden oder 
Geſchäftsführern und, ſoweit ſolche nicht vor⸗ 
handen ſind, den Witgliedern. 

Zu den Perſonenvereinigungen, die als ſolche 
ſteuerpflichtig find, gehören auch die Erbengemein⸗ 
ſchaften. Ueber ihre Steuerpflicht iſt oben bereits 
geſprochen. Die wichtige Frage, ob ein Nachlaß 
Pflichten hat für Steuerſchulden, die vor dem Tode 
des Erblaſſers entſtanden ſind und ob ſolche Steuer⸗ 
ſchulden auf die Erben übergehen, beantwortet das 
Geſetz dahin, daß bei Wegfall eines Steuerpflich⸗ 
tigen — alfo durch Tod, Auflöſung einer juriſtiſchen. 
Perſon, einer Perſonenvereinigung oder eines Zweck⸗ 
vermögens — der Rechtsnachfolger, Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, Erbſchaftsbeſitzer, Pfleger, Liquidator, Ver⸗ 
walter und Bevollmächtigter dieſer Perſonen dafür 
zu ſorgen haben, daß Wittel zur Bezahlung der 
vorher entſtandenen Steuerſchulden zurückgehalten 
und dieje Steuerſchulden bezahlt werden. Auf Ber- 
langen iſt aus dem Nachlaß oder der Maſſe Sicher⸗ 
heit zu leiſten. Dieſe Pflicht bei dem Tode einer 
Perſon für die Rechtsnachfolger wird auch auf die 
Steuern ausgedehnt, die aus einem Nachlaß zu 
entrichten ſind, alſo die Erbſchaftsſteuer. 

Die gleichen Grundſätze der Steuerpflicht, welche 
für den geſetzlichen Vertreter gegeben ſind, beſtehen 
auch für den Bevollmächtigten und für die 
als Verfügungsberechtigten auftretende Perſon. Wer 
die Pflichten, die ihm als Steuerpflichtigen obliegen, 
nicht ſelber erfüllen kann, durch Abweſenheit oder 
ſonſtige Verhinderung, foll berechtigt fein, Bevoll⸗ 
mächtigte zu verwenden. Sonſt iſt die Zulaſſung von 
Bevollmächtigten in das Ermeſſen des Finanzamtes 
geſtellt, insbeſondere iſt ihm die Befugnis gegeben, 
Bevollmächtigte, die aus der Erteilung von Nat 
und Hilfe in Steuerſachen ein Geſchäft machen oder 
denen die Fähigkeit zum geeigneten ſchriftlichen oder 
mündlichen Vortrag mangelt, zurückzuweiſen. Es ſoll 
hierdurch beſonders zum Ausdruck gebracht werden, 
daß nur ſolche Perſonen als Bevollmächtigte zu⸗ 
gelaffen werden, von denen das Finanzamt erwarten 
kann, daß ihre Tätigkeit für den Steuerpflichtigen, 


= 


wie für den Fiskus von Vorteil ift. Eine weitere 
Folge ift, daß eine Perſon, die für Verwandte oder 
Freunde gelegentlich und ohne Entgelt Rat und Bei⸗ 
ſtand einem Steuerpflichtigen gibt, im allgemeinen 
nicht zurückgewieſen werden kann. Einer beſonderen 
Zulaſſung bedürfen nicht Rechtsanwälte, Notare ſo⸗ 
wie Vertreter beruflicher und gewerkſchaftlicher Ver⸗ 
einigungen hinſichtlich des von ihnen in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft vertretenen Perſonenkreiſes. Von Wichtig⸗ 
keit iſt die Beſtimmung, daß eine Vereinbarung, 
durch die als Entgelt für die Tätigkeit eines Ver⸗ 
treters oder Beiſtandes ein Teil an der von dieſen 
zu erzielenden Steuerermäßigung oder Steuererſpa⸗ 
rung ausbedungen wird, richtig it. Wie iſt nun 
die Haftung der Vertreter, 
mächtigten? Steuerpflichtiger ift der, der auf 
Grund der Steuergeſetze für eine Steuerſchuld haftet. 
Das iſt zunächſt der, in deſſen Perſon die Merkmale 
zutreffen, an die das Geſetz die Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld knüpft, alſo der eigentliche Steuerſchuldner, 
möge er zugleich Steuerträger ſein oder ſei der Fall 
gegeben, daß das Geſetz davon ausgeht, daß er die 
5 auf andere abwälzt. Daneben treten nun die 
Fälle, in denen, wie vorſtehend ausgeführt. ein, 
anderer aus beſonderen Gründen als Vertreter oder 
Bevollmächtigter auf Grund der Steuergeſetze für 
die Steuerſchulden eines anderen haftbar gemacht 
wird. Beide Fälle ſind im weſentlichen gleich zu 
behandeln. Denn die Beſtimmungen, die für die 
Steuerpflichtigen gelten, finden ſinngemäß auch An⸗ 
wendung für die Perſonen, die für die Steuer⸗ 
ſchuldner eintreten. Eine weitere Folge it, daß 
dieſen Perſonen aber auch die Vorteile der Ge⸗ 
ſetze zur Seite ſtehen müſſen und ſo verjähren nicht 
nur die Anſprüche gegen ſie nach Steuerrecht, ſondern 
ſie können auch Erſtattungsanſprüche nach den 
Steuergeſetzen geltend machen, ihnen iſt natürlich 
auch die Möglichkeit gegeben, die Rechtsmittel ein 
zulegen, die dem Steuerpflichtigen zuſtehen. 
2 Nach der A. O. haften die Vertreter, 
mächtigten oder ſonſtigen Verfügungsberecht 
oweit perſönlich neben dem Steuerpflichtigen, 
zurch ſchuldhafte Verletzung der ihnen auferlegten 
flichten Steueranſprüche verkürzt oder Erſtattun⸗ 
ap oder Vergütungen zu Unrecht gewährt hut 
Nechtsanwälte ſind wegen Handlungen, die ſie in 
Ausübung ihres Berufs bei der Beratung in Steuer 
. vorgenommen haben, dem Reih gegenüber 
je dann ſchadenerſatzpflichtig, wenn dieſe Hand⸗ 
den eine Verletzung ihrer Berufspflicht enthalten, 
das im ehrengerichtlichen Verfahren entſchieden wer 
en muß. Hierbei iſt zu bemerken, daß das Erlöſchen 
H Vertretungsmacht oder der Vollmacht die 
listen der Vertreter und Bevollmächtigten unbe 
hrt läßt, ſoweit es ſich um die vorangegangene 


Bevoll⸗ 
igten in⸗ 
als 


Bevoll⸗ 
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Zeit handelt. Die ihr Amt niederlegenden Perſonen 
bleiben alſo dem Fiskus für alle Steueranſprüche 
und Schädigungen, die aus ihrer Tätigkeit herrühren, 
nach wie vor haftbar. Die vertretenen Steuerpflich⸗ 
tigen haften aber ihrerſeits für alle Steuerhinter⸗ 
ziehungen oder Steu ergefährdungen — Fälle, in 
denen durch Steuerverkürzung oder unrechtmäßige 
Steuervorteile der Vorſatz wohl vorhanden, aber 
nicht nachweisbar ift — die die Vertreter, Ber- 
walter oder Bevollmächtigten begehen. Das gleiche 
gilt für den Geſchäftsherrn oder den Haushaltungs⸗ 
vorſtand, wenn Angeſtellte oder ſonſt im Dienſte oder 
Lohn ſtehende Perſonen ſowie Familien- und Haus- 
haltungsangehörige bei Ausübung von Obliegen- 
heiten, die ſie im Intereſſe dieſer Perſonen wahr⸗ 
nehmen, Steuerhinterziehungen oder Steuergefähr⸗ 
dungen begehen; dieſe Haftung tritt jedoch, ſofern 
ſie nicht aus anderen Gründen beſteht, nicht ein, 
wenn feſtgeſtellt wird, daß die Steuerhinterziehung 
oder Steuergefährdung ohne Wiſſen des Geſchäfts⸗ 
herrn oder des Haushaltungsvorſtandes oder einer 
zu ſeiner Vertretung mach außen befugten Perſonen 
begangen worden ijt und die genannten Perſonen 
bei der Auswahl oder Beaufſichtigung der Ange⸗ 
ſtellten oder der Beaufſichtigung der Familien- und 
Haushaltungs mitglieder die erforderliche Sorgfalt 
aufgewandt haben. Für die persönliche Haftung der 
einzelnen Geſellſchafter und Mitglieder der Geſell⸗ 
ſchaften, Vereine oder Genoſſenſchaften gelten die 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Sind mehrere 
Perſonen nebeneinander verpflichtet, ſo kommt die Er⸗ 
füllung der Pflicht durch einen Verpflichteten den an⸗ 
deren Verpflichteten zuſtatten, ſoweit ihrer eigenen 
Pflicht dadurch genügt wird, und es für das Finanz⸗ 
amt nicht von Wert iſt, daß die Pflicht auch von den 
anderen Beteiligten erfüllt wird. Dieſe an und für 
ſich ſelbſtverſtändliche Beſtimmung, hat eine beſondere 
Bedeutung für die Erbſchaftsſteuererklärung. 

Perſonen, die nebeneinander für eine Steuer⸗ 
ſchuld haften, haften als Geſamtſchuldner, ebenfalls 
Ehegatten, die zuſammen zu einer Steuer veran⸗ 
lagt werden. Erben haften für die aus dem Nach⸗ 
laß zu entrichtenden Steuern wie für Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten nach bürgerlichem Recht. 

Eine wichtige Art von Fällen bedarf noch be⸗ 
ſonderer Erwähnung in der Haftungsfrage. Es kann 
vorkommen, daß jemand nicht auf Grund der Gteuer- 
geſetze, ſondern ausſchließlich auf Grund der 
Vorſchrift des bürgerlichen Rechts für Steuerſchulden 
anderer in Anſpruch genommen werden kann, ſei 
es, daß er für die Bezahlung einzuſtehen hat, wie 
>: bei Uebernahme eines Vermögens oder Erb- 
ſchafts kauf, oder daß er die Zwangsvollſtreckung in 
Vermögen 3u erdulden hat, das feiner Nutz⸗ 


ein 
nießung unterliegt, wie 3. B. bei Erwerb des Nieß⸗ 
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brauchs an einem Vermögen. Trotz der ſchon im 
Anfang dieſes Artikels kurz geſtreiften Zweifel, ob 
die Haftung in dieſen Fällen auch auf Steuerſchulden 
ſich beziehen kann, da das BSB. grundſätzlich nur 
privatrechtliche Anſprüche regelt, hat die A. O., dem 
Antrage des Ausſchuſſes gemäß, dieſen Zweifel in 
bejahendem Sinne entſchieden, da das BGB. ſich 
zum Teil auch auf öffentliche Laſten bezieht 
(i. 8 1388 BGB.). Jedoch ift für die Haftungsfrage 
dieſer Perſonen das bürgerliche Recht maßgebend 
mit Ausnahme des Zwangsverfahrens, wo die Bei⸗ 
treibung im Verwaltungswege zuläſſig iſt. Dieſe 
Haftenden können aber ihre Rechte abweichend 
von dem geltenden Steuerrecht in dieſem Fall 
ſtatt durch Beſchwerde durch Klage vor den ordent— 
lichen Gerichten geltend machen. Und ſo beſtimmt 


die A. O. im S 100, daß, wenn jemand nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts kraft Geſetzes verz 
pflichtet ift, die Verbindlichkeiten eines anderen zu 
erfüllen oder wegen ſolcher Verbindlichkeiten die 
Zwangsvollſtreckung in ein Vermögen zu dulden hat, 
das ſeiner Verwaltung unterliegt, dieſe Verpflich⸗ 
tung auch für die Steuerſchulden des anderen gilt. 
Soweit $ 303 A. O. nichts anderes vorſchreibt, gelten 
die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Hat ſich 
jemand durch Vertrag — 3. B. durch Verbürgung 

verpflichtet, eine Steuerſchuld eines anderen 30 
bezahlen oder dafür einzuſtehen, ſo iſt der Anſpruch 
des Reihs nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts zu verfolgen. In dieſem Fall bedarf es 
daher auch zur Zwangsvollſtreckung eines Mittels 
nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 


Revue der (Preffe. 


Aus einer Statiſtik, die die „Bauwelt“ 
(A. Auguft) veröffentlicht, ift zu erſehen, daß im 
Juli dieſes Jahres im ganzen Reiche die 
Neubautätigkeit 


zugenommen hat. Die private Bauunternehmung 
tritt dabei beſonders ſtark hervor. Die unerträgliche 
Wohnungsnot fängt an, langſam abzunehmen. 
Unter den privaten Neubauten findet ſich eine große 
Anzahl von Wohnungen, die auf Grund der No- 
velle zum Einkommenſteuergeſetz über die Gewäh— 
rung von Steuervergünſtigungen für den Bau von 
Kleinwohnungen, ohne ſtaatlichen Zuſchuß errichtet 
werden. Im Juli dieſes Jahres ſind etwa 2000 
Wohnhausneu⸗ und ⸗umbauten ſowie etwa 200 Fa- 
brikbauten bekannt geworden, die fih auf alle Ge- 
biete des Reiches verteilen; Weſtdeutſchland hat 
einen beſonders großen Anteil an dieſen Neu⸗ 
bauten. — Die Indexziffern der Großhandelspreiſe, 
die die „Frankfurter Zeitung“ (7. Auguſt) 
veröffentlicht, zeigen eine ganz beträchtliche 
Erhöhung der Großhandelspreiſe. 


Die Steigerung, die ſich bereits im Juni bemerkbar 
machte, hat ſich im Juli in raſchem Tempo fort⸗ 
geſetzt, jo daß der Gefamtinder, der Anfang Juli 
auf 135 ſtand, Anfang Auguſt auf 156 geſtiegen war 
und damit ſeinen Höchſtſtand vom Anfang Mai 1920 
erreichte. Die weitaus ſtärkſte Preiszunahme liegt 
in der Gruppe Lebensmittel und Genußmittel, deren 
Index von 144,5 auf 203 heraufgeſchnellt iſt. Zu⸗ 
rückzuführen iſt dies auf die teilweiſe Freigabe der 
Getreidewirtſchaft. Man muß bei der Betrachtung 
dieſer Zahl aber berückſichtigen, daß bei der Er- 
rechnung der früheren Indexziffern die Preiſe der 
Zwangswirtſchaft eingeſetzt werden mußten, die in 
Wirklichkeit nur mehr auf dem Papier ſtanden. 
Setzt man, um die heutigen Preiſe mit den Frie⸗ 
denspreiſen zu vergleichen, den Friedenspreis gleich 


100, ſo ſtanden die Preiſe Anfang 1920 auf 1083 und 
am 5. Auguſt 1921 auf 1690. Mit der Bewegung der 
deutſchen Valuta ſteht die Preiserhöhung vom Juni 
im Einklange, während fie von der amerikaniſchen 
Preisentwicklung abweicht. Vergleicht man die Preis- 
ſchwankungen von Bohnen, Erbſen, Reis, Malz, 
Kondensmilch, Kaffee, Kakao, Eiern, Kartoffeln und 
Zucker, die fih ſowohl in den Großhandelsindex⸗ 
ziffern wie auch in der Lifte der Frankfurter Klein⸗ 
handelspreiſe, die von der Frankfurter Zeitung 
wöchentlich veröffentlicht werden, zu finden ſind, ſo 
zeigt fih als Ergebnis, daß für diefe Waren im Juli 
der Großhandelsinderx von 113 auf 126 ſtieg, während 
fih der Kleinhandelsindex von 145 auf 133 ermäßigte, 
Die Ermäßigung im Kleinhandelsindex ift ausſchließ⸗ 
lich zurückzuführen auf den im Kleinhandel mehr 
ausgeprägten Rückgang der Preiſe für neue Kal“ 
toffeln. Läßt man beim Vergleich der beiden In 
dere die Kartoffelpreiſe fort, fo ergibt fih ein Klein⸗ 
handelsindex von 10% für Juli, 107 für Auguft 
Für den Großhandel lauten die entſprechenden Zahlen 
79 und 84. In der „Berliner Börjen” 
zeitung“ 11. Auguſt) berichtet Fritz Zu“ 
trauen über 
die Lage der italieniſchen Mittelbanken 

die infolge der ſchweren wirtſchaftlichen Kriſis Ita 
liens eine äußerſt ſchwierige iſt. Das äußere Zeichen 
dieſer Kriſis iſt die ſchwache Haltung der italieniſchen 
Wechſelkurſe und das Steigen der fremden Deviſen 
an den italieniſchen Börſen. Für die Ueberwindung 
der italieniſchen Kriſis ift das ſchwierigſte Pro 
blem, von deſſen Löſung die Beſſerung der Lage 
abhängig ift, die Liquidierung der von den Amer!“ 
kanern als „frozen credits“ bezeichneten Vorſchüſſe 
die die Banken auf Waren geleiſtet haben, für die 
Preisſtürze eingetreten find. Der Handel, der diese 
Waren bei den Banken lombardiert hat, könnte un 

mit ſo ſchweren Verluſten verkaufen, daß es fragli 


* 


wäre, ob die Mehrzahl der Handelsfirmen dieſe Ver⸗ 
luſte überhaupt tragen könnte. So kommt e8, daß 
dieſe Vorſchüſſe für die Banken ſich zu bedenklichen 
Immobilien auswachſen. Helfen kann aus dieſer 
Situation nur eine Warenpreiserhöhung, von der 
man nicht weiß, wann ſie anfangen wird. Während 
die italieniſchen Großbanken über die kritiſche Lage 
hinwegkommen werden, liegen die Verhältniſſe bei 
den Wittelbanken, beſonders bei den über das ganze 
Land verbreiteten „Banche popolari“ ĵo, daß fie ſchwere 
Bedenken rechtfertigen. Es iſt zu hoffen, daß man 
die Möglichkeit finden wird, die italieniſchen Volks- 
banken, die feit ihrem Baſtehen dem Lande unendliche 
Vorteile gebracht haben, über die Schwierigkeiten 
des Augenblicks ohne große Erſchütterungen hinweg⸗ 
zubringen. Aus den Ausführungen von Richard 
Katz⸗ Prag, die die „Voſſiſche Zeitung“ 
(11. Auguft) über den 
Kohlen- und Eiſenabſatz der Zſchecho Slowakei 

daß die Abſatzkriſe der 


bringt, iſt zu entnehmen, 
durch die 


tſchechoſlowakiſchen Kohlenproduktion 
Zufallskonjunktur, die die oberſchleſiſchen Wirren 
der tſchechiſchen Kohleninduſtrie brachten, gemildert 
worden ift. Wenn dieje Zufallskonjunktur durch die 
Regelung des Streites um Oberſchleſien beendet ſein 
wird, werden die Inlandsforderungen für den Winter 
an die Gruben geſtellt werden, ſo daß es vor dem 
Frühjahr 1922 zu keiner weiteren Kriſis kommen 
dürfte. Bis dahin aber wird die jetzt 420 betragende 
Kohlenſteuer auf 30 %0 herabgeſetzt fein, ebenſo wie 
eine Kohlenfrachtermäßigung alsdann in Kraft ge— 
treten ſein dürfte, ſo daß es der tſchechiſchen Kohle 
leichter fein wird, in Preiskonkurrenz 3u treten. 
Die Eiſen⸗ und Koksinduſtrie der ſchechoſlowakei 
ſteht in einer ſchweren Kriſis. Ihr Abſatz ift er⸗ 
ſchreckend zurückgegangen, und nachdem im Augenblick 
alle Läger gefüllt und ſämtliche Betriebe repariert 
worden ſind, beginnen die Prager Eiſeninduſtrie⸗ 
geſellſchaft und die Witkowitzer⸗Werke mit Ur- 


und Betriebseinſtellungen. Der 


beiterentlaſſungen 
Eiſen iſt aus⸗ 


letzte Kladnoer Hochofen der Prager 

geblaſen worden. Die Stahlerzeugung wird nach dem 
Schrottverfahren durchgeführt werden, und die Ve 
ſchaffung des hierzu nötigen neuen Eiſens aus 
Deutſchland ſtellt ſich weſentlich billiger als ſeine 
Erzeugung in eigener Negie. Die weiterverarbeitende 
Eiſeninduſtrie liegt ſtill. Mit der reichsdeutſchen 
kann die tſch echo ſlowakiſche Eiſeninduſtrie nicht kon⸗ 
kurrieren, da ſie derart mit Staatsabgaben belaſtet 
it, daß ihre Preiſe auch bei ſchärſſter Kalkulation 
den deutſchen unterlegen ſind. Nachdem jedoch in 
folge der Betriebseinſtellungen der Staat große 
Summen an die Arbeitsloſen zu zahlen hat, dürfte 
eine Herabſetzung der Steuern zum Zwecke der Pro⸗ 
duktionshebung nicht allzu fern ſein. Ueber die 
Schwierigkeiten, mit denen die deutſchen Werften 


im Augenblick zu kämpfen haben, berichtet Kapitän 
Ludwig Fenchel⸗ Hamburg in einem Artikel: 
Zur Lage der deutſchen Schiffbauinduſtrie 
den das „Berliner Tageblatt“ (14. Auguſt) 
veröffentlicht. Die Leiſtungsfähigkeiten der deut⸗ 
ſchen Werften iſt im Vergleich zur Vorkriegszeit 
auf das Doppelte geſtiegen, fo daß eine Jahres- 
produktion von etwa 700 000 Br.-Reg.⸗To. heraus⸗ 
gebracht werden könnte. Die Forderung der Entente 
auf eine Bauverpflichtung von 200 000 t für je 
5 Jahre, die der Friedensvertrag feſtlegte, und die 
erfüllt werden könnte, ohne die Wiederaufbau— 
tätigkeit der deutſchen Handelsflotte zu beeinträch- 
tigen, iſt bis jetzt noch nicht erhoben worden. Bei 
der allgemeinen weltwirtſchaftlichen Kriſe bemühen 
ſich im Gegenteil England und Nordamerika, den 
an eigenem Schiffsraum an das Ausland 


Ueberfluß 
abguſetzen. Das deutſche Wiederaufbauprogramm 
ſtellt den Rhedern einen Geſamtbetrag von 12 Wil⸗ 


liarden, d. h. einen Betrag, für den bei den heutigen 
Baupreiſen etwa ein Drittel des früheren Flotten- 
beſtandes gebaut werden könnte, zur Verfügung. 
4 Milliarden find jedoch auf Grund des Beihilfen⸗ 
geſetzes und des Ueberteuerungsabkommens bereits 
aufgebraucht, ſo daß noch etwa 8 Milliarden an 
Baugeldern für die nächſten 5 Jahre zur Verfügung 
ſtehen. Schätzt man die Leiſtungsfähigkeit der 
deutſchen Werften auf 700 000 t pro Jahr, jo kommt 
man bei Unterlegung eines Baupreiſes von 4000 M. 
pro Tonne auf eine Jahresbauſumme von 2,8 Mil- 
liarden M. Um jedoch die für das erſte Etatsjahr 
abgeſchloſſenen Bauverträge auszuführen, brauchte 
man faſt das Doppelte dieſer Summe. Dieſer Bau- 
umfang erklärt ſich daraus, daß in Rhederfreifen 
t einer viel größeren Abfindungsſumme gerechnet 
bis zur Regelung der Abfindung 
auf Grund der früheren Beſtimmungen des Bei- 
hilfen geſetzes und des Ueberteuerungsabkommens 
mit einem nach oben nicht begrenzten Staatskredit 
gerechnet worden iſt. Nachdem der größere Teil der 
für das erſte Baujahr bewilligten 21» Milliarden 
Mark bereits jetzt verbraucht iſt, müſſen die Werften 
Arbeitsſtreckungen und Arbeiterentlaſſungen vor- 
nehmen. Um dieſe Maßnahmen ſoweit als an⸗ 
gängig zu beſchränken, erſcheint es dringend er⸗ 
wünſcht, den Werften anderweitige Staatsaufträge 
zu uͤberſchreiben. Mit ausländiſchen Aufträgen wird 
in der nächſten Zukunft wenig zu rechnen ſein, da 
auf dem Weltmarkt ziemlich neue Schiffe billiger 
zu haben ſind, als Deutſchland ſie herſtellen kann. 
An eine Beſſerung der Lage iſt erſt zu denken, 
Wen im Weltfrachtengeſchäft wieder mehr Schiffs⸗ 
raum benötigt werden wird, als im Augenblick. 
Bis dahin muß der deutſche Schiffsbau bemüht 
bleiben, die Beſchäftigungslücken durch Reparatur- 
en für das In⸗ und Ausland auszufüllen. 
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Die Verwaltung der Gerb- 
und Farbstoffwerke 
H. Renner & Co. A.-G. in 
Hamburg empfiehlt den Aktionären die Annahme 
eines Ankaufsangebotes der englischen Forestal 
Land, Timber and Railways Co. Ltd. 
Mit dieser argentinisch-englischen Rohstofflieferantin 
hatte die Renner- Gesellschaft bis zum Kriege einen 
Interessengemeinschaftsvertrag, der durch Aktien- 
besitz gefestigt war. Die Aktien der Forestal Co., 
die der Renner-Gesellschaft gehörten, sind im Kriege 
in England beschlagnahmt worden. Ein erneutes 
Zusammengehen mit der argentinischen Produzentin 
des Rohproduktes Quebrachoholz für die Gerbstoff- 
fabrikation erschien nach dem Kriege erwünscht, und 
wie die Renner-Verwaltung ausführt, ergaben Ver- 
handlungen, daß die Interessen der Renner-Aktionäre 
am besten durch ein vollständiges Aufgehen ihrer 
Gesellschaft in die Forestal Co. gewahrt würden. 
Dabei meint die Verwaltung, daß diese Lösung auch 
im nationalen Interesse liege, weil die Renner A.-G. 
in einem Kampf mit der mächtigen Forestal Co., 
die sich gegebenenfalls selbst in Deutschland nieder- 
lassen würde, auf die Dauer unterliegen 
würde und dann vielleicht zu einer vollständigen 
Liquidation der Werke gezwungen sein könnte. 
Beim Aktienverkauf bliebe dagegen der Betrieb in 
deutschen Händen, die Beschäftigung der Arbeiter 
und Angestellten wäre gesichert, und die mit dem 
Betrieb verbundenen Abgaben verblieben dem Reiche. 
Die Forestal Co. zahlt für eine Renner-Aktie 525 % 
und 50% Bonus. Von dritter Seite werde die Option 
gewährt werden, bis zu 25% des Gegenwertes in 
Forestal Ordinary Shares à 1 nominal gegen eine 
Renner - Aktie von 1000 M. nominal zu beziehen. 
Das Angebot wird der Beschlußfassung einer Ge- 
neralversammiung am 12. September unterliegen, 
bei der die (zum Schutze gegen Ueberfremdung ge- 
schaffenen) Vorzugsaktien nicht mit- 
stimmen sollen. — Der Fall ist in mehrfacher 
Beziehung von allgemeinem Interesse. Daß das Um- 
tauschangebot für die Aktionäre vortelhaft sein 
dürfte, leuchtet ein, rein privatwirtschaftlich betrachtet 
als Sachwalterin der Aktionäre hat daher die Ver- 
waltung der Renner A.-G. wahrscheinlich mit ihrer 


in. Vorzugsaktien 
für Ueberfremdung. 


Empfehlung zur Annahme des Angebotes recht. 
Schwieriger ist es schon, wenn man die Frage vom 
Standpunkt der Unternehmung als solcher, 
unter Ausschaltung der augenblicklichen finan- 
ziellen Aktionärsinteressen betrachtet. Da kommt 
es darauf an, ob die Verwaltung mit ihrem 
Pessimismus für den Fall eines Konkurrenz- 
kampfes mit der Forestal Co. im Recht ist, ob 
sie nicht die Möglichkeiten der Abwehr und 
damit der Erhaltung der Unabhängigkeit der 
Renner-Gesellschaft unterschätzt. Die Urteilsbildung 
ist für den Nichtfachmann kaum möglich und es 
wird daher immer die Neigung bestehen, einer kauf- 
männisch bewährten Verwaltung Glauben zu schenken. 


Dabei darf allerdings die Möglichkeit nicht außer 
acht gelassen werden, daß die Neigung zur Aufgabe 
der Selbständigkeit der Unternehmung dadurch ver- 
stärkt wird, daß den Verwaltungsmitgliedern an Stelle 
schwerer Kampfjahre bei dem Uebergang der Aktien 
in fremde Hände leichtere, sicherere und günstigere 
Arbeitsbedingungen winken. Während also privat- 
wirtschaftlich die Empfehlung des englischen Ange- 
botes aus mannigfachen Gründen erklärlich, vielleicht 
gerechtfertigt erscheint, kann volkswirtschaftlidi das 
Problem ein anderes Gesicht haben. Die Renner 
Werke sind das größte deutsche Unternehmen für 
Quebracho-Gerbstoff. Ihr Uebergang in fremde Hände 
macht die deutsche Lederinäustrie in höherem Maße 
von ausländischer Preispolitik abhängig, als es jetzt 
der Fall ist, wo allerdings die Rohstoffversorgung 
auch gewisse Abhängigkeiten vom Auslande schafft. 
Volkswirtschaftlich könnte es besser sein, das Risiko 
einer schweren Kampfperiode — möglich bliebe bei 
solchem Widerstande natürlich immer eine Verstän- 
digung unter Erhaltung der Selbständigkeit — auf 
sich zu nehmen, als heute freiwillig vor dem Aus- 
lande zu kapitulieren. Es ist auch nur teilweise 
richtig, wenn es in der Verwaltungserklärung heißt, 
daß „die mit dem Betriebe verbundenen Abgaben 
dem Reiche verbleiben werden“. Der ausländische 
Kapitalbesitzer, der gleichzeitig der Rohstofflieferant 
ist, kann die Gewinnquote, die er bei dem deut- 
schen Unternehmen in Erscheinung treten läßt, nach 
seinem Belieben bemessen, auch ganz verschwinden 
lassen. Von der Gewinnquote hängen aber schließ- 
lich auch die Abgaben und Steuern zum großen Teil 
ab. So wenig ein Einströmen fremden Kapitals in 
die deutsche Wirtschaft bei der gegenwärtigen Lage 
zu vermeiden ist, so sehr es in vieler Hinsicht sogäf 
als Heilmittel zu begrüßen ist, so sehr muß auf der 
anderen Seite das Bestreben dahin gehen, die Pro’ 
duktionsführung, die Beherrschung von wichtigen 
Unternehmungen und Industriezweigen nicht in aus” 
ländische Hände übergehen zu lassen. Die Gefahr 
einer Geschäftspolitik, die den Interessen der deut- 
schen Volkswirtschaft zuwiderläuft, ist immer dann 
gegeben, wenn nicht ein Zusammenarbeiten 
mit dem Auslandskapital, sondern eine Unter‘ 
werfung unter das Auslandskapital 
eintritt. Wohl bleiben in der Regel auch in diesen 
Fällen die Betriebe in Deutschland an der Arbeit, 
aber ihre Arbeit wird volkswirtschaftlich zur Lohn- 
arbeit für einen fremden Unternehmer. Möglich, 
das es Fälle giebt, in denen die selbständige Arbeit 
unmöglich fortzusetzen ist und der Übergang zuf 
Lohnarbeit für das Auslandskapital Existenzrettung 
bedeutet. Die Frage, ob ein solcher Fall vorliegt, 
darf aber nicht nach den Kursen beantwortet werden, 
die die Aktionäre beim Umtausch erhalten, und ihre 
Beantwortung darf auch nicht von der Stellung be“ 
einflußt werden, die den Leitern der Unternehmung 
von ihren künftigen Beherrschern eingeräumt wird, 
d. h. sie darf nicht privatwirtschaftlich, sondern nur 
volkswirtschaftlich entschieden werden. Wenn id 
an dieser Stelle immer darauf hingewiesen habe, 


daß die Gewähr für eine solche volkswirt- 
schaftliche Abwehr der Überfremdung durch 
Vorzugsaktien mit mehrfachem Stimm- 
recht in Händen der Verwaltung nicht gegeben 
ist, sondern daß erst in der Zusammenfassung der 
Gewerbe, bei der die Produktionsführung in die 
Hand gemein wirtschaſtlicher Selbstverwaltungskörper 
ein wirksamer Uberfremdungsschutz geschaffen 
werden müßte, so geschah dies auf Grund the- 
Oretischer Beurteilung der Natur der mehrstimmigen 
Schutzaktien. Der Fell Renner liefert den prak- 
tischen Beweis dafür, daß die mehrstimmigen 
Vorzugsaktien, wie sie auch bei dieser Gesellschaft 
bestehen, wohl wirksam die Herrschaft der Ver- 
waltungsgruppe sichern, daß sie aber einen wirk- 
Samen Überfremdungsschutz für die Volkswirtschaft 
nicht bedeuten, sobald die Verwaltung selbst den 
Verkauf der Unternehmung an das Ausland für 
nützlich erachtet. Vorzugsaktien gegen Über- 
fremdung, die sich der Stimme enthalten, wenn über 
= Kaufantrag des Auslandskapitals abgestimmt 
wird, werden zu Vorzugsaktien für Überfremdung. 
Ob im Fall Renner praktisch an dem Verlust 
deutscher Selbständigkeit noch etwas zu ändern ist, 
erscheint fraglich. Aber er ist ein Schulbei- 
Spiel, aus dem die deutsche Wirtschaftspolitik 
Lehren ziehen könnte. 
Unter den vielen Ge- 
rüchten über bevor- 
Stehende Transaktionen innerhalb der rheinisch- 
Westfälischen Industrie, erhielt sih an der 
Orse während der letzten Woche auch hart- 
Be die Meldung, daß die Harpener 
d ergbau A.-G. in nächster Zeit zu einer Ver- 
Oppelung ihres Aktienkapitals schreiten wolle. 
95 iese Gerüchte wurden von der Verwaltung zweimal 
Olständig dementiert, ohne daß sich jedoch die 
Tess in ihrem Glauben an die bevorstehende 
5 erschüttern ließ. Schließlich erfolgte 
ne dritte Veröffentlichung der Harpen Verwaltung 
„ genden Wortlauts: „Eine Großemission 
euer Aktien unter Gewährung von 
a niem an die bisherigen Ak- 
. steht nicht bevor.“ Diese Ver- 
bers, die an Möglichkeiten nichts zu wünschen 
rig läßt — man kann sowohl aus ihr herauslesen, 
a eine Groß emission ohne Bezugsrechte 
k1; die Aktionäre erfolgen wird oder daß eine 
ist Si TGE Emission mit Bezugsrecht geplant sei 
8 ihrer Art durchaus keine Seltenheit, sondern 
> er typisch dafür, wie Verwaltungen heutzutage 
en ihre Aktionäre und die Oeffentlichkeit über 
tige Vorgänge innerhalb des Unternehmens 
aufklären“ zu müssen. In früheren Zeiten pflegten 
A ssungen des Vorstands stets als bindend und 
zurchaus zuverlässig angesehen zu werden. Die neue 
8 ulfassung der Publikationspflicht hat dazu bei» 
Setragen, daß man — vielfach mit Recht — über sie 
105 weg an der eigenen Ansicht festhält. De. 
atis in der Art der Harpen - Verwaltung sind 
"haus geeignet, die Phantasie der Börsenspeku* 
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lation zu beleben. In den heutigen Zeiten, wo: 
Banken und Börsenvorstand mit den unzulänglichsten 
Mitteln versuchen, die überschießende Spiel- und 
Spekulationswut einzudämmen, könnte eine grund- 
legende Aenderung der Publikationspolitik der Ver- 
waltungen Wunder wirken. Es scheint aber so, als 
ob daran niemand ein Interesse hätte. 


zr. Wertstatistik EN 185 geforderte und 
des Außenhandels. eee entbehrte Wieder- 

aufnahme einer Wertstatistik 
unseres Außenhandels scheint Tatsache werden zu 
wollen. Der Reichstag soll sich im Herbst mit einem 
Gesetz über die Neuregelung der Statistik des 
Warenverkehrs beschäftigen, das, wenn möglich, 
schon am 1. Januar des kommenden Jahres in Kraft 
treten soll. Abgesehen davon, daß das Gesetz 
zweckmäßigerweise die Bearbeitung der Statistik den 
Zollämtern abnimmt und dem statistischen Reichs- 
amt überträgt, besteht die Hauptneuerung darin, 
daß jetzt Wertdeklarationen für die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr der Waren gefordert werden, 
und zwar soll derjenige Wert angegeben werden, 
den die Ware beim Überschreiten der Grenze besitzt. 
Nachdem man noch auf der Brüsseler Konferenz die 
beschämende Mitteilung machen mußte, daß Deutsch- 
land nicht die geringste zuverlässige Angabe über 
den Wert seiner Ein- und Ausfuhr machen könne — 
das bisherige System beruhte darauf, daß die Zahlen 
der Mengenstatistik auf Grund von jährlich durch 
Sachverständige festgesetzten Durchschnittswerten 
einfach in Wertziffern umgerechnet wurden —, ist 
es höchst erfreulich, daß mit diesem Zustand ein 


Ende gemacht werden soli. 


Die seit mehreren Woct 
n—r Decia— National. Ae een T, 1 5 
handlungen zwischen der Decla Bioskop A.-G. 
und der National-Film-A.-G. haben in mehr 
als einer Hinsicht Ueberraschungen gebracht. Daß 
die finanzielle Lage der Decla nicht als glänzend 
bezeichnet werden konnte, war schon lange ein 
öffentliches Geheimnis. Nicht umsonst folgte bei 
ellschaft eine „Reorganisation“ auf die 
andere und auch die immer wiederholten Bemühungen, 
einen Zusammenschluß mit der Ufa herbeizuführen, 
konnten nicht andeıs gedeutet werden, als daß die 
Decla den Anschluß an dieses durch die Kapitals- 
erhöhung finanziell neu gekräftigte Unternehmen zu 
suchen gezwungen Sei. Nachdem diese Verhand- 
lungen trotz allem gescheitert waren, ging deshalb 
die Decla daran, einen neuen Fusionspartner zu 
suchen. So kam es zu dem Fusionsvorschlage mit 
der National-Film A.-G. Diese „Fusion“ war aber 
in Wirklichkeit nichts andeıes als eine vollstän- 
dige Kapitulation. Die Bedingungen, zu 
denen sich der Aktienumtausch vollziehen sollte — 
gegen 1 Nationalaktie sollten 3 Decla-Aktien gepchen 
werden — genügen an sich schon, das richtige Bild 
von dieser Verschmelzung zu geben. Aber auch 
dieses Umtauschverhältnis konnte erst dadurch zu- 


stande kommen, daß die im Aufsichtsrat vertretenen 
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Banken einen großen Teil ihrer Forderungen 
an die Decla strichen und damit die Möglichkeit 
boten, daß die National-Film A.-G. nach der Ueber- 
nahme mit ihren neuaufgenommenen Kapitalien 
eine Reorganisation und zwar eine endgültige Re- 
organisation der Gesellschaft vornehmen könne. 


+ + 
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Zeigen schon die finanziellen Verhältnisse, daß 
die Lage der Decla durchaus nicht als wohlgeordnet 
bezeichnet werden kann, so wird dieses Bild durch 
andere Begleiterscheinungen dieser Verhandlungen 
noch weit übertroffen. Es ist nämlich seit längerer 
Zeit kein Vorstand mehr bei der Gesellschaft 
vorhanden und auch der Aufsichtsrat der Decla soll 
sich, gutem Vernehmen nach, als zurückgetreten be- 
trachten. Es ist danach nicht recht erfindlich, wer 
eigentlich die Berechtigung zu Fusionsverhandlungen 
hat. Die im Aufsichtsrat der Decla bisher vertretenen 
Banken dürften diese Verhandlungen mit derNational- 
Film-A.-G. geleitet haben, jedoch nicht in ihrer Eigen- 
schaft als Aufsichtsratsmitglieder, sondern vieimehr 
lediglich, um ihre großen, der Decla gewährten Kre- 
dite zu sichern. Daß diese Kredite in großer Ge- 
fahr zu sein scheinen, geht mit herzerquickender 
Deutlichkeit aus einer Mitteilung hervor, die der 
Decla-Aufsichtsrat selbst an die Oeffentlichkeit ge- 
geben hat. In dieser Erklärung heißt es: „Die 
inneren Verhältnisse der Decla erforderten eine gründ- 
liche Umgestaltung des Unternehmens. Die Resultate 
der Geschäftsführung und die Tatsache, daß die 
Schulden der Gesellschaft mit rund 60 Mill. M. das 
Doppelte des Aktienkapitals erreichen, ließen die 
Aufbringung der zur Fortführung des Betriebes er- 
forderlichen Mittel durch die Aktionäre als aus- 
sichtslos erscheinen“ Und ferner: „Mit allem 
Nachdruck muß darauf hingewiesen werden, daß die 
Aktionäre bei einem Scheitern des Fusionsangebotes 
leer ausgehen würden.“ Der Aufsichtsrat hat 
sich daraufhin entschlossen, der Decla wenigstens 
wieder eine provisorische Verwaltung zu geben und 
hat zwei Mitglieder des Vorstandes der 
National-Film-A.-G. — mit der man sich doch erst 
in Zukunft verschmelzen will — mit weitgehenden 
Vollmachten zur Verwaltung ausgestattet. 
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Es steht wohlimmer noch nicht fest, ob die Fusion 
mit der National-Film A.-G endgültig beschlossen 
werden wird. Von vornherein hat sich ein außer- 
ordentlich lebhafter Widerstand geltend gemacht. 
Dieser Widerstand ging einmal von einem Groß- 
aktionär aus und konzentrierte sich ferner in einer 
„Schutzvereinigung der Decla-Aktionäre“, über deren 
Aktienbesitz genaue Angaben .nicht vorliegen, der 
aber im wesentlichen kleine Aktionäre angehören. 
Wir haben in diesen Verhandlungen den nicht all- 
zuhäufigen Vorgang erlebt, daß ein Fusionsvorschlag 
mit Rücksicht auf die Opposition schon vor der 
Generalversammlung grundlegend umgestaltet worden 
ist. Die National-Film A.-G. hat sich dazu ver- 
stehen müssen, in einen Umtausch auf der Basis 


von nur 2:1 zu willigen und die Dekla - Banken 
mußten, um die Zustimmung der National-Film A.-G. 
hierzu zu erreichen, noch einmal ihre Forde- 
rungen einer Revision zu unterziehen und sich ferner 
dazu bereit erklären, den Gegenwert für die noch 
verbleibenden Schulden in der Form von National- 
Film-Aktien zu übernehmen. Daraus erklärt es sich 
auch wohl, daß die National-Film AG., die zum 
Aktienumtausch selbst nur 15 Mill. M. junge Aktien 
benötigt, ihr Kapital nicht, wie ursprünglich geplant, 
auf 75, sondern auf 90 Mill. M. erhöhen will. Ob 
dieses neue Umtauschverhältnis der tatsächlichen 
Lage der Decla mehr gerecht wird, dürfte der Außen- 
stehende kaum beurteilen können. Schließlich ver- 
fügt die Decla über einen Besitz von 40 modern ein- 
gerichteten Film-Theatern, über eine ausgedehnte 
Verleihorganisation, große Aufnahme-Ateliers, sowie 
technisch modern ausgestattete Film-Kopieranstalten. 
Die Schutzvereinigung ist auch jetzt noch nicht der 
Meinung, daß das neue Angebot den berechtigten 
Forderungen der Aktionäre gerecht wird. Und sie 
ist dieser Tage mit einem neuen Projekt auf dem 
Plan erschienen. Danach soll eine — dem Ver 
nehmen nach amerikanishe — Finanzgrupp® 
bereit sein, der Decla einen Kredit in einem Um- 
fange zu gewähren, der ihr die Begleichung ihre! 
Schulden und ein selbständiges Weiter’ 
arbeiten gestatte und die Schutzvereinigung ver 
spricht sich von der Aufrechterhaltung der Selb- 
ständigkeit des Betriebes sowohl wie der in Film- 
kreisen angesehenen Firma „Decla Bioskop“ eine 
bessere Wahrung der Aktionärinteressen. In der 
General versammlung werden jedenfalls die Aktionäre 
vor eine recht schwierige Aufgabe gestellt sein, went 
sie die verschiedenen Möglichkeiten sorgfältig prüfen 
wollen. 


Börse und Geldmarkt. 


Die zweite Augustwoche war für die Hausse 
bewegung an der Fondsbörse in mancher Beziehung 
charakteristisch. Es war eine politisch bewegte Woche. 
Kamen in den letzten Tagen Nachrichten aus Paris, 
die eine schnelle für Deutschland erträgliche Lösung 
der Frage Oberschlesien erwarten ließen, 50 
benutzte die Spekulation das als Argument für Kurs“ 
erhöhungen, weil die wirtschaftlichen Aussichten 
freundlicher sind mit Oberschlesien, als ohne das uf’ 
geteilte Industrierevier. Lauteten aber Ende der 
Woche die Nachrichten deprimierend, weil eine neue 
Verschleppung und eine Unsicherheit über das Schick 
sal Oberschlesiens aus ihnen sprach, so benutzte 
die Spekulation auch das als Argument für Kurs 
erhöhungen ; denn, so sagte man nun, ein un 
günstiger Ausgang der Pariser Verhandlungen wi 
die deutsche Valuta verschlechtern, Valutabaisse be 
dingt aber Aktienhausse. Mit den Steuervorlage® 
beschäftigte man sich kaum, obwohl doch besonders 
die neue Fassung des Reichsstempelgesetzes die Börse 
sehr direkt angeht. Aber auf ein paar Prozent Um 
satzsteuer mehr oder weniger kommt es ja nicht al, 
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Solange die „Gefahr“ nicht besteht, daß durch volle 
n des Reichsbedarfs der Inflation Einhalt ge- 
oten wird. Denn darin besteht ja der tiefere Sinn 
des kindischen Spieles, das heute dieses und morgen 
das entgegengesetzte Argument für die Hausse ins 
Feld tührt, daß hinter allem Geschwätz an der Ober- 
5 die eine elementare, kurstreibende Kraft, die 
. des Geldes durch die dauernde Schaf- 
ns zusätzlicher Kaufkraft durch den Staat steht. 
iese treibende Kraft zieht immer weitere Kreise in 
den Strudel des Börsenverkehrs. Sie bewirkt, daß 
= Apparat der Börse immer mehr ü ber- 
ke Stet wird und daß die Börsenvorstände sich den 
-opf zerbrechen müssen, durch welche Maßnahmen 
Be das Funktionieren dieses Apparates sichern 

können. 
K Durch Börsenfeiertage, veränderte Formen der 
ursnotierungen und derlei technische Auswege wird 
E natürlich niemals das Börsengeschäft einschränken. 
r wird pur gelingen, wenn die Deflation kommt. Es 
1815 Kr ein finanzpolitisches, und kein börsentech- 
v es Problem. Solange aber die Einschränkung des 
h erkehrs durch eine durchgreifende Finanzpolitik nicht 
A erwarten ist, muß die Börse bestrebt sein, ihren 
Pparat in Ordnung zu halten. Die Kräfte der 
Ber N heute vielfach bei der Feststellung 
Fenn Wenn diese Zeilen erscheinen, 
:d über den Vorschlag, die Hälfte der Einheits- 
nn ge drei Tagen in der Woche zu notieren 
die andere Hälfte nur an den anderen drei 
Sa die Entscheidung bereits gefallen sein. Es 
die K. t dieser Weg eher gangbar, zur Entlastung der 
VA urse feststellenden Instanzen, als der andere 
Ay ae. alle Einheitskurse nur dreimal wöchentlich 
der zustellen. Aber jede derartige Einschränkung 
ar „Beweglichkeit der Börse ist doch nur um- 
wünschter Notbehelf. Die Börse kann ihre 
I son nur erfüllen, wenn sie ein ständiger 
aA aT nur ein gelegentlicher Markt für den An- 
11 Vase von Wertpapieren bleibt. Der Natui 
er Börse und auch der Erfahrungen der Auslands- 
der tragen vielmehr die Vorschläge Rechnung, die 
191 estsetzung der Einheitskurse dadurch vereinfachen 
En daß se den Verkehr in höherem Maße, als 
Di = vom Einheitsmarkt zum variablen Markt hin» 
Bash, ühren wollen. Das heißt, der Großverkehr, der 
er nur für eine beschränkte Zahl von Werten 
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Meki . der Einheitsnotiz durch die vereidigten 
auf er im Verkehr der freien Makler mit fort- 
en Kursnotierungen abspielt, sollte auf eine 
ihre größere Zahl von Wertpapieren, vielleicht aut 
eh Mehrzahl, ausgedehnt werden. Diese Aus‘ 
poe de; variablen Marktes erfordert für Banken, 
Wide uad Makler gewisse Umstellungen, sie 
ah 3 aber die Elastizität der Börse erhöhen und 
ke über den Augenblickszweck der Entlastung 
ursmakler einen Fortschritt bedeuten. 
1 Depression in der Weltwirtschaft macht sich 
kam tepannungen des Geldmarktes 
und ar. Nachdem die Diskontsätze in London 
New York auf 5½% herabgesetzt worden 
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sind, hat jetzt die Schweizer Notenbank 
sogar eine Ermäßigung auf 4½% vorgenommen. 
Die größere Geldflüssigkeit hat bisher weder in 
Amerika noch in England zu einem Umschwung der 
Konjunktur geführt, sie wird aber die Finanzierung 
der Erntebewegungen in diesen Monaten erleichtern. 
So hart auch augenblicklich die Mehrzahl der Sieger- 
länder unter der Weltmarktkrisis leidet, diese Leiden 
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Man notiere auf seinem Kalender vor:! 
6 Concordia Bergbau-Ges., R. Wolf 


Freitag, 7 
A.-G. Magdeburg-Buckau, Neue Augs- 
19. August burger Kattunfabrik. $ PE 


LS m (— 
| Bankausweis New York — @-V.: Rhei- 


nische Glashütten Cöln-Ehrenfeld, Leip- 
Sonnabend, ziger Allgemeine Lebensversicherungs- 
20. August A.-G. Schwarzburgische Landesbank. 
| — Schluss des Bezugsrechts Kostheimer 

| Cellulose- u. Papier-A.-G 
@.-V.: Ferdinand Bendix Söhne. 
3 Montag, Schluss des Bezugsrechts Grosse Casseler 

22. August Strassenbahn. 


— 
Dienstag, | ye 7 7 
23. August | @.-V.: Kromschröder Akt.-Ges. 


Reichsbankausweis. 

' Ironage-Bericht. — Bankausweise London 
Pans E 6 5 725 Donnersmarckhütte 
Donnerstag, Oberschles. Eisen- u Kohlenwerke 
25. August Schrauben- u. Mutternfabrik Riehm. — 
Schluss des Bezugsrechts Maschinen- 

| bauanstalt Paucksch. 
ſc Zwickauer Kammgarnspinnerei, 
Freitag, Baumwollspinnerei Zwickau — Schluss 
26. August des Bezugsrechts Aktien Ostbank f. 

Handel u. Gewerbe. 
— Pankausweis New York. — G. - V.. Mimosa 
| A.-G., Isaria Zählerwerke, Zucker- 
| raffinerie Braunschweig, Geraer Jute- 


Sonnabend, 
27. August 


spinnerei u. Weberei. — Schluss des 
Bezugsrechts Lorenz Akt.-Ges., Schluss 
des Bezugsrechts Phönix Akt.-Ges. 


1G.-V.: Brauerei Gebr. Dieterich, Grube 


Montag, 1 
29. August Leopold bei Edderitz. 
Dienstag, C. P.“ Kaliwerke Friedrichshall, Presto- 
30. August werke Chemnitz. 

T Reichsbankausweis. r Dh 
Mittzggeh: freguenz-Maschinen-Akt.-Ges., Elektro- 
31. Augus technische Fabrik Rheydt Max Schorch. 


rr. —— m ̃ĩ˙6⅝?e! We 

| Ironage-Bericht. — Bankausweise Londo 

eee Paris. — Schluss des Een 
1. September Aktien Industrie- u. Baubank Chemnitz. 


Freitag, g. P.: bau- 
2. September Ai ee ar" 
Sonnabend, || Bankausweıs New York. — G.- F., Gebr 


Unger, Chemnitz. 


Verlosungen: 
1 September: Augsburg 7 E 
| 21% Stadt Brüssel 100 br. cui 


3. September 
1 —— de 


n nie Merktafel 


gibt dem Wertpapierbesitzer üb 

wichtigen Ereignisse der kommenden Woche een A 
Seneralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Marktta = 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Tuber be a 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen E 
den Zeitungen achten müssen. In Hursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht h 
lassen. 


führen eher zur Gesundung, als die scheinbar gün- 
stigere Lage der deutschen Wirtschaft. In Deutsch- 
land mit seinem seit 1914 unverändertem 5pro= 
zentigem Bankdiskont kennt man den Wechsel von 
Knappheit und Flüssigkeit am Geldmarkt nicht mehr, 
weil die dauernde Geldschöpfung durch das Reich 
jeden Bedarf an Zahlungsmitteln reichlich befriedigt. 
Solange die Notenpresse ohne Zügel arbeitet, sind 
auch der Diskontpolitik keine Aufgaben gestellt. 
Diese Geldfülle erzeugt äußerlich das Bild einer 
sorgloseren Wirtschaft, als es heute die Wirtschaft 
der Siegerländer bietet. Aber dieses Wohl- 
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ergehen auf papierner Grundlage ist doch nichts 
anderes, als die Euphorie eines Schwerkranken 
vor der Krisis. Die Verlängerung des euphorischen 
Zustandes bedeutet aber nichts für den Gesundungs“ 
prozeß, der erst nach der Krise eintritt. Das 
mögen die Aerzte der deutschen Wirtschaft bedenken- 
Harte Maßnahmen, die die Notenpresse zum Still- 
stand bringen, werden schwere Krisenerscheinungen 
mit sich bringen. Nach ihnen besteht aber die Aus- 
sicht auf Gesundung. Ohne sie wird der Kräfte‘ 
verfall nur verschleiert, aber nicht aufgehalten. 
Justus 
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Der einzige Weg. Von Paul Reboux. Roman aus 
dem Französischen übersetzt von Rudolf Fürst. 
Zürich und Leipzig 1921. Grethlein & Co. G. m. b. H. 
Preis 27, — M. 


Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. 
Herausgegeben vom Deutschen Verein für Ver- 
sicherungs-Wissenschaft. Berlin 1921. E. S. Mittler 
& Sohn. Preis jährlich 80,— M. 

3. Heft. Düttmann: Die Weiterentwicklung 
der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung. — 
Dr. Blanck: Die Umgestaltung des Geld- und Ka- 
pitalmarktes und die deutsche Sachversicherung. — 
Dr. Kirsch: Einfluß der erhöhten Versicherungs- 
leistung auf die Prämie, insbesondere bei der Haft- 


pflichtversicherung. — Herz: Kapitalertragsteuer 
und Lebensversicherung. — Dr. phil. Böhmer: Ver- 
sicherungsgeometrie. — Dr. med. Sturm: Die 
gesundheitlich minderwertigen Leben und die Ver- 
sicherungsmedizin. — Dr. jur. Dörstling: Der 
Lebensversicherungsschein als hinkendes Inhaber- 
papier. — Rundschau. 


Ungarische Jahrbücher. Herausgegeben von Robert 
Gragger. Berlin und Leipzig 1921. Vereinigung 
wissenschaftl. Verleger Walter de Gruyter & Co. 
Preis pro Heft 8,— M. 

2. Heft, Band I. Dionys von Sebess: Die 
Agrarreform in Ungarn. — Karl Taganyi: Alte 
Grenzschutzvorrichtungen und Grenzödland. — 
Josef von Bajza: Die kroatische Publizistik 
während des Weltkrieges. 


Die bayerischen Bauernräte. Eine soziologische und 
historische Untersuchung über bäuerliche Politik. 
Von Wilhelm Mattes, Doktor der Staatswirtschaft. 
144. Stück der Münchener volkswirtschaftlichen 
Studien. Herausgegeben von Lujo Brentano und 
Walther Lotz. Fortgesetzt in Verbindung mit Max 
Weber. Stuttgart und Berlin 1921. J. G. Cottasche 
Buchhandlung Nachf. Preis 24,— M. 

Die bayerische Landwirtschaft vor der Revo- 
lution. — Die bayerischen Bauernräte bis Mai 1919. — 
Das Ende des bäuerlichen Rätewesens und seine 
Kritik. 

Handbuch der Staatengeschirihte Ausland. Abteilung J 
Europa. Vierter Absch litt England. Von Carl 
Brinkmann, Berlin. left 2. Sammlung wissen- 
schaftlicher Handbücher für Studierende und den 
praktischen Gebrauch, Band II. Berhn 1921. 
Vossische Buchhandlung. Preis 8,75 M. 


Bis zur Normannischen Eroberung. — Die Nor 
mannische Herrschaft (1066—1272). — Der Stände 
staat 1272—1485. — Der Tudorianische Absolutis- 
mus 1485—1603. —- Der Kampf der Stuarts mit dem 
Parlamentarismus 1063—1714. — Die Erinnerung 
der Weltherrschaft 1714--1815. — Imperialismus 
und Sozialismus 1815—1914. 


Ein Zentralinstitut für Arbeitsforschung. Vor- 
schläge zur Rationalisierung der Arbeit von Pro- 
fessor Dr. K. Kumpmann, Abg. R. Woldt, 
Dr. J. Weber und Professor Dr. J. Müllef: 
Zweites Heft der Schriften des Landesarbeits- und 
Berufsamt der Rheinprovinz. Düsseldorf 1921. 
Ständehaus. Preis 3,30 M. 


Ergänzungsband zur Handausgabe des Körperschafts“ 
steuergesetzes. Von Dr. Richard Rosendorfb 
Rechtsanwalt und Notar zu Berlin. Berlin 1921: 
Industrieverlag Spaeth & Linde. Preis 16,50 
Das Gesetz über vorläufige Zahlungen auf dis 

Körperschaftssteuer vom 26. März 1921 nebst den 

Ausführungsbestimmungen und der Vollzugsanwel 

sung. — Der Einfluß des Gesetzes zur Anderung def 

Einkommensteuergesetzes vom 24. März 1921 al 

das Körperschaftsstenergesetz. — Die Ausführung?” 

bestimmungen zum Körperschaftssteuergesetz neb! 
der Verordnung über die erste Veranlagung ZU 

Körperschaftssteuer. 
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Sozialistische Monatshefte. 
Bloch. r4. Heft 1021. 27. Jahrgang. 57. B 
1921 II. Verlag der Sozialistischen Monatshe 
G. m. b. H. Berlin W. 35. Preis 3 M. 

Max Schippel: Valutaelend, Reparationen und 
Amerika. — Ludwig Radlof: Die deutsche Arbe! 
beim Wiederaufbau. — Michael Smilg. — Benario. 77 
Das Ergebnis der bolschewistischen Wirtschaft“ 
Rußland. - Ludwig Onessel: Der deutsche Wohnung“ 
bolschewismus. 


Dto. Heft 15 u. 16. 1920. Doppelheft, Preis M. 6, 

Rudolf Wissel: Zusammenschluss der Wir, 
schaft. — Heinrich Peus: Nur nicht verzweifeln 
— Max Schippel: Aus der jüngsten englis ft 
Arbeiterbewegung. Mark Lewin: Zur wirtsch@” 
lichen Leistung des russischen Bolschewismus. br 
Ludwig Quessel: Die Straflosigkeit der # 
treibung. — Friedrich Engels: Briefe an Coni 
Schmidt. — Johannes Perthel: Frömmigkeit uí 
Sozialismus. 
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